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Beginn: 10:02 Uhr

Vizepräsident Peter Lehnert: 
Meine Damen und Herren! Ich eröffne die heutige 
Sitzung und begrüße Sie alle sehr herzlich.

Zunächst darf ich Ihnen mitteilen, dass erkrankt 
sind – –

(Unruhe)

– Ich darf um etwas Aufmerksamkeit bitten. Wir 
haben heute eine ganz spannende Tagesordnung mit 
fünf Punkten vor uns, und deswegen schlage ich 
vor, dass wir jetzt pünktlich beginnen und den De-
batten die nötige Aufmerksamkeit schenken, damit 
wir dies in einem vernünftigen Zeitrahmen abarbei-
ten können.

Erkrankt sind von der CDU-Fraktion der Kollege 
Hauke Göttsch, von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
die Kollegin Bina Braun und von der Landesregie-
rung Ministerin Aminata Touré. Allen dreien gute 
Besserung beziehungsweise alles Gute für die Zu-
kunft!

(Beifall)

Wegen auswärtiger Verpflichtungen sind von der 
Landesregierung abwesend Minister Dirk Schrödter 
bis 12 Uhr sowie Ministerin Dr. Silke Schneider 
ganztags und Minister Werner Schwarz ebenfalls 
ganztags.

Außerdem teile ich Ihnen mit, dass nach § 47 
Absatz 2 der Geschäftsordnung der Abgeordnete 
Werner Kalinka ganztags von der heutigen Sitzung 
befreit ist, weil er verhindert ist.

Begrüßen Sie nun mit mir gemeinsam auf der 
Besuchertribüne die Besuchergruppe des Friedrich-
Schiller-Gymnasium aus Preetz. – Herzlich will-
kommen im Schleswig-Holsteinischen Landtag!

(Beifall)

Ich darf zudem Herrn Dr. Wilko Teifke, Landes-
kirchlicher Beauftragter, herzlich bei uns begrüßen. 
– Auch Ihnen ein herzliches Willkommen!

(Beifall)

Ich rufe die Tagesordnungspunkte 25 und 26 auf:

Gemeinsame Beratung

a) Arbeitszeiterfassung für Schleswig-Holsteins 
Lehrkräfte

Antrag der Fraktion der SPD
Drucksache 20/3045

Arbeitszeiterfassung für Lehrkräfte: Ent-
wicklungsprozesse länderübergreifend beglei-
ten

Alternativantrag der Fraktionen von CDU und 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
Drucksache 20/3097

b) Für den Verbleib von Lehrkräften an Schulen 
– gegen den Lehrkräftemangel

Antrag der Fraktion der SPD
Drucksache 20/3046

Lehrerberuf attraktiv gestalten – Lehrkräfte-
mangel konsequent begegnen

Alternativantrag der Fraktionen von CDU und 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
Drucksache 20/3108

Wird das Wort zur Begründungen gewünscht? – 
Das ist nicht der Fall.
Dann erteile ich zunächst für die SPD-Fraktion dem 
Kollegen Martin Habersaat das Wort.

Martin Habersaat [SPD]: 
Vielen Dank. – Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Ich beginne mit einem Zitat.

„Mehr Unterricht – das bedeutet mehr Bil-
dungsgerechtigkeit und genauso eine Entlas-
tung für Lehrerinnen und Lehrer.“

Das, meine Damen und Herren, sagte kein Geringe-
rer als Ministerpräsident Daniel Günther in seiner 
Regierungserklärung am 29. Juni 2017.

(Birte Pauls [SPD]: Hört, hört!)
Jetzt stehe wieder mal hier und messe Sie an Ihren 
eigenen Worten – auch wenn nicht alle da sind.

(Vereinzelte Heiterkeit)
Zu fragen ist ja: Bedeutet dann weniger Unterricht 
weniger Bildungsgerechtigkeit und mehr Belastung 
für Lehrkräfte, die mit ihren Schülerinnen und 
Schülern ja die gleichen Bildungsstandards nun mit 
weniger Zeit erreichen müssen?
Meine Damen und Herren, ob politisches Ziel oder 
einfach nur bildungspolitischer Kollateralschaden 
Ihrer Haushaltspolitik – das kann doch nicht Ihr 
Ernst sein!

(Beifall SPD, FDP und SSW)
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Übrigens ging es mit der Regierungserklärung da-
mals wegweisend weiter.

„Darum geht es uns auch; denn sie“
– gemeint waren die Lehrkräfte –

„brauchen Kraft und Gesundheit, um ge-
meinsam mit Schülern und Eltern gute 
Schule zu gestalten, wo Schülerinnen und 
Schüler Leistung erbringen wollen und kön-
nen.“

Kraft und Gesundheit, meine Damen und Herren 
– genau. Ganz genau! Zu Recht. Bildung ist der 
Grundstein für die Zukunft unserer Gesellschaft. 
Doch Bildung funktioniert kaum ohne Lehrkräfte, 
und sie funktioniert auch nicht mit Lehrkräften, de-
nen es an Kraft und Gesundheit fehlt.
Der Lehrkräftemangel stellt eine riesige Belas-
tungsprobe für unser Bildungssystem dar, der wir 
auf vielfältigen Wegen begegnen müssen. Da laut 
Statistischem Bundesamt rund ein Drittel der Lehr-
kräfte über 50 Jahre alt sind, ist zu erwarten, dass 
diese mittel- oder kurzfristig in Pension gehen; das 
dürfte niemanden überraschen. Diese Altersstruktur 
unterstreicht die Bedeutung der Lehrkräftegewin-
nung. Sie zeigt aber auch, dass es uns zusätzlich 
um Maßnahmen für den Erhalt von Lehrkräften in 
unserem Bildungssystem gehen muss.
Das gilt insbesondere im Kontext der letzten Be-
richte der Landesregierung – da konfrontiere ich 
Sie wieder mit Ihren eigenen Zahlen –, denen zufol-
ge eine hohe Arbeitsbelastung besteht und lediglich 
16 Prozent der Lehrkräfte bis zum Erreichen der 
Altersgrenze im aktiven Dienst verbleiben.
Weil solche Maßnahmen zugleich die Attraktivi-
tät des Lehrerberufs steigern, wirkt sich das natür-
lich positiv auf die Lehrkräftegewinnung im Nach-
wuchsbereich aus – eine Win-win-win-Situation.

(Beifall SPD)
Da käme jetzt Herr Koch als Experte für den Kon-
junktiv ins Spiel: Es wäre eine Win-win-win-Situa-
tion,

(Heiterkeit SPD)
wenn Sie das dann auch umsetzen würden, Herr 
Koch.

(Beifall SPD, FDP und SSW)
Von den elf Punkten, die wir Ihnen heute dafür vor-
schlagen, möchte ich auf drei besonders eingehen.
Zu Punkt eins: Lehrkräftestellen müssen analog 
zu den steigenden Schüler_innenzahlen anwachsen. 

Das ist doch logisch: Mehr Schülerinnen und Schü-
ler gleich mehr Lehrkräfte im System. Aber nein; 
erstmals in der Geschichte des Landes Schleswig-
Holstein entscheiden Sie sich für den Weg: Mehr 
Schülerinnen und Schüler, weniger Lehrkräfte im 
System.

(Serpil Midyatli [SPD]: Das kann doch nicht 
sein!)

Sie haben es in der Hand. Sie haben einen Nach-
tragshaushalt für 2025 angekündigt. Sie haben neue 
Spielräume, die Ihnen der Bund eröffnet. Das heißt, 
Sie können diesen Irrweg stoppen, meine Damen 
und Herren.

(Beifall SPD und SSW)

Es geht gar nicht ausschließlich um die Belastung 
der Lehrkräfte: Schleswig-Holstein ist in allen Bil-
dungsstudien auf dem Weg bergab. Das werden 
Sie nicht ändern, indem Sie weniger Lehrkräfte ins 
System geben.

(Beifall SPD, FDP und SSW)

Zu Punkt zwei: vorzeitige Auswertung des Mo-
dellversuchs Schulverwaltungskräfte. Es muss jetzt 
Schluss sein mit solchen Aktionen wie: Wir erfor-
schen mal drei Jahre lang an fünf Schulstandorten, 
ob zusätzliche Verwaltungskräfte die Lehrkräfte 
vielleicht unterstützen.

(Zurufe: Oh! – Dr. Heiner Garg [FDP]: Jetzt 
wird es spannend!)

Das ist ein Schaufensterprojekt, das jetzt beendet 
wird.

(Beifall SPD, FDP und SSW)

Es ist der traurige Versuch, schwierige Themen in 
die Zukunft zu verschieben. Lassen Sie das sein, 
und lösen Sie die Probleme jetzt.

(Beifall SPD, FDP und SSW)

Schließlich zu Punkt elf: Altersteilzeit und Arbeits-
zeit. Andere Bundesländer sind längst viel weiter, 
was die Erhebung von Arbeitszeiten angeht. Andere 
Bundesländer sind weiter, was Arbeitszeitmodelle 
für Lehrkräfte angeht. Ruhen Sie sich nicht darauf 
aus, den anderen zuzugucken, bis sie fertig sind, 
sondern machen Sie sich auf den Weg. Bremen 
startet gerade. Lassen Sie uns mitmachen. – Vielen 
Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall SPD, FDP und SSW – Zurufe SPD)
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Vizepräsident Peter Lehnert: 
Für die CDU-Fraktion erteile ich dem Kollegen 
Martin Balasus das Wort.

Martin Balasus [CDU]: 
Sehr geehrter Herr Landtagspräsident! Liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Lehrer haben vormittags 
recht und nachmittags

(Zuruf)

– genau – Unterrichtsvor- und ‑nachbereitung, El-
terngespräche, Konferenzen oder – das ist der Klas-
siker – Hefte zu korrigieren. Die Arbeit für die 
Schule endet weiß Gott nicht mit dem Klingelzei-
chen.

Es war schon immer so, dass viele Tätigkeiten 
der Pädagogen den Nachmittag oder das Wochen-
ende bestimmten. In diesen Zeiten ist das beson-
ders der Fall. Multiple Krisen erschüttern das 
Land. Die Schülerschaft wird immer heterogener. 
Es gibt sprachliche Hürden, übermäßigen Medien-
konsum, Bewegungsmangel, Migrationstraumata, 
soziale Härten. Dazu kommt auf der einen Seite 
häufig eine wachsende Anspruchshaltung der Eltern 
und auf der anderen Seite Desinteresse oder eine 
Ablehnungshaltung gegenüber Autoritäten.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, Schule muss heu-
te immer mehr von dem auffangen, was zu Hause 
nicht mehr geleistet werden kann. Unsere Lehrkräf-
te leisten tagtäglich Großartiges. Dafür danken wir 
ihnen.

(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und SSW)

Heute sprechen wir darüber, wie wir den zuneh-
menden Herausforderungen begegnen können, de-
nen sich Lehrkräfte ausgesetzt sehen. Die SPD be-
ziehungsweise die Opposition schlägt eine Einfüh-
rung von Arbeitszeitmodellen und eine Arbeitszeit-
erfassung für Lehrkräfte vor. Der Hintergrund ist 
ein Urteil des Europäischen Gerichtshofs, das alle 
Arbeitgeber verpflichtet, die Arbeitszeiten vollstän-
dig zu erfassen. Dies dürfte bei Lehrkräften nicht 
ganz leicht werden, denn bislang werden nur die zu 
unterrichtenden Stunden vorgegeben.

(Serpil Midyatli [SPD]: Dann lassen Sie sich 
doch was einfallen!)

Wie viel weitere Zeit eine Lehrkraft in ihren Job 
investiert, ist unklar. Das Ganze ist sicher von Fach 
zu Fach, von Klassestufe zu Klassestufe und von 
Person zu Person – man denke nur an den individu-

ellen Anspruch, den man zum Beispiel an sein Fach 
hat – sehr verschieden.

In Bremen – der Kollege Habersaat sagte es eben 
– soll nun nach den Sommerferien eine Pilotphase 
zur Arbeitszeiterfassung beginnen. Der Personalrat 
dort ist dafür. Die sozialdemokratische Bildungsse-
natorin Frau Aulepp hält dies dagegen für zu früh; 
viele Fragen seien noch zu klären.

Ich nenne nur ein Beispiel für eine offene Frage, 
die mir so in den Sinn gekommen ist. Wie soll 
man eigentlich mit den Ferien umgehen? Das ist ja 
unterrichtsfreie Zeit.

(Beate Raudies [SPD]: Ja, also Arbeitszeit! – 
Zuruf CDU: Ah!)

Derzeit finden auf der KMK-Ebene intensive Ge-
spräche statt, und es laufen Studien und Projekte. In 
Sachsen wird seit diesem Schuljahr die Arbeitszeit 
in einer repräsentativen Untersuchung erhoben. Die 
Deutsche Telekom Stiftung widmet sich ebenfalls 
in einem Projekt der Suche nach praktikablen Lö-
sungen mit dem Ziel, die Arbeitsorganisation zu 
verändern. Hieran ist übrigens Schleswig-Holstein 
beteiligt, und eine Schule liegt da im Kreis Pinne-
berg.

Sinnvoll ist es, die Erkenntnisse aus Studien und 
Pilotversuchen wie in Bremen nach Abschluss aus-
zuwerten, im Bildungsausschuss zu besprechen und 
dann gegebenenfalls Schlüsse daraus zu ziehen.

Wenn es eine Neuregelung geben sollte, so kann 
das doch nur ein abgestimmtes Vorgehen der Län-
der sein. Über die KMK sollte gemeinsam ein Weg 
beschritten werden, denn schließlich betrifft diese 
Frage alle Länder gleichermaßen.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, um den Heraus-
forderungen im Bildungswesen zu begegnen, wid-
men wir uns intensiv der Frage, wie sowohl neue 
Lehrkräfte gewonnen werden können als auch der 
Beruf attraktiver gestaltet werden kann. Wir in 
Schleswig-Holstein setzen dabei nicht auf das Prin-
zip top down, sondern wir setzen auf die Vorschlä-
ge der Allianz für Lehrkräftebildung – also auf ein 
Expertengremium aus relevanten Stakeholdern. Aus 
diesem Prozess resultierten bereits drei Handlungs-
vorschläge mit diversen Einzelmaßnahmen.

Nur ein komplexes Maßnahmenbündel kann der 
richtige Weg sein. Dazu gehören Abordnungen 
an andere Schulformen, Fortbildungen für Vertre-
tungskräfte, Studien Pfad Grundschulmathe, Son-
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derzuschläge im Referendariat und die Übernahme 
von Umzugskosten. Außerdem wurde der Aspekt 
der Arbeitsgesundheit in den Handlungsplan aufge-
nommen. Mit unserer Allianz sind wir bereits gut 
aufgestellt. Eine neue, eine weitere Allianz brau-
chen wir nicht.
Weitere Maßnahmen sollen den Prozess der Lehr-
kräftegewinnung flankieren. So wird daran gearbei-
tet, Vertretungskräfte langfristig in den Schulen zu 
beschäftigen und sie dabei – das ist ganz wichtig – 
weiter zu qualifizieren, denn sie leisten vielerorts 
einen wichtigen Beitrag zum Bildungserfolg der 
Kinder und Jugendlichen. Des Weiteren soll der Di-
rekteinstieg für das Lehramt an Grundschulen und 
an Gemeinschaftsschulen umgesetzt und die An-
erkennung von ausländischen Lehramtsqualifikatio-
nen einfacher werden.
Liebe Kolleginnen und Kollegen, nur mit einem 
komplexen Bündel aus Einzelmaßnahmen können 
wir neue Kräfte gewinnen und erfahrene Kräfte hal-
ten. Lassen Sie uns diesen Weg deshalb konsequent 
weitergehen. – Vielen Dank.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Vizepräsident Peter Lehnert: 
Für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN er-
teile ich dem Kollegen Malte Krüger das Wort.

Malte Krüger [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Sehr geehrter Herr Präsident! Der Job von Lehr-
kräften ist in vielerlei Hinsicht besonders. Wer fährt 
sonst beruflich eine Woche lang mit über 20 Ju-
gendlichen mit voller Verantwortung sowohl päd-
agogisch als auch organisatorisch auf Klassenfahrt? 
Wer trägt Tag für Tag neben dem Bildungs- auch 
noch einen Erziehungsauftrag?
Der Alltag von Lehrkräften ist viel mehr als nur 
der Unterricht. Er besteht aus Vorbereitungen, Kor-
rekturen, Elterngesprächen, Konferenzen, Klassen-
fahrten, Projekten und ganz oft auch aus Arbeit am 
Abend oder am Wochenende. Diese Leistung ver-
dient unsere Wertschätzung, und sie verdient gute 
Rahmenbedingungen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, CDU 
und vereinzelt SPD)

Ja, die Anforderungen sind gestiegen – mehr Hete-
rogenität, mehr Digitalisierung, mehr Aufgaben –, 
und das alles bei einer ohnehin schon knappen 
Personaldecke. Lehrkraft ist ein schöner, aber eben 
auch ein fordernder Beruf. Gleichzeitig gibt es na-

türlich Schulferien, in denen Lehrkräfte zwar arbei-
ten, aber keine Unterrichtsverpflichtung haben.
Die Arbeitszeit von Lehrkräften systematisch zu er-
fassen, ist gar nicht so einfach. Bei Lehrkräften gibt 
es eine erhebliche Spannbreite der individuellen 
Arbeitszeiten. Zudem besteht die Arbeit aus viel-
fältigen Tätigkeiten, die oft außerhalb der Unter-
richtszeit stattfinden und dabei flexibel organisier-
bar sind. Sehr arbeitsintensiven Korrekturphasen 
stehen dann auch wieder 70 Ferientage gegenüber. 
Die Arbeit findet an unterschiedlichen Orten und 
oft zeitversetzt statt. Das macht eine standardisierte 
Erfassung extrem komplex.
Juristisch ist zudem noch nicht abschließend ge-
klärt, ob die EuGH-Rechtsprechung zur Arbeits-
zeiterfassung überhaupt auf Lehrkräfte angewendet 
werden muss oder unter eine sogenannte Bereichs-
ausnahme fällt.
Es ist richtig, die Entwicklung in anderen Bundes-
ländern aufmerksam zu verfolgen. In Sachsen und 
Bremen wird die Arbeitszeit von Lehrkräften nun 
erfasst. An den Ergebnissen sind wir als grüne 
Landtagsfraktion sehr interessiert. Es ist aber klug, 
parallel dazu keine eigenen Studien zu starten. Wir 
wollen keine teuren Parallelprojekte aufbauen, son-
dern mit den Ergebnissen aus Bremen und Sachsen 
im kommenden Jahr weiterarbeiten.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
CDU)

Deshalb schlagen wir mit unserem Alternativantrag 
eine länderübergreifende Begleitung der Studien 
zur Arbeitszeiterfassung, die Auswertung bestehen-
der Studien und Pilotprojekte und einen Bericht 
über die gewonnenen Erkenntnisse im Bildungsaus-
schuss Anfang 2026 vor. Das ist unserer Meinung 
nach ein pragmatischer Weg und einer, der verhin-
dert, dass jedes Bundesland am Ende seine eigene 
Insellösung bastelt.
Zum zweiten Antrag – das ist auch ein wichtiges 
Anliegen –, mehr Lehrkräfte im System zu halten: 
Der Lehrkräftemangel ist eine der größten Heraus-
forderungen im Bildungsbereich. Viele der von der 
SPD vorgeschlagenen Maßnahmen sind aber ex-
trem kostenintensiv, und das gerade in einer Phase, 
in der wir mit einem knappen Haushalt umgehen 
müssen.

(Zuruf Beate Raudies [SPD])
Viele Großprojekte im Bildungsbereich kosten nun 
einmal viel Geld. Dennoch haben wir bereits viel 
für verbesserte Rahmenbedingungen auf den Weg 
gebracht.
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(Martin Habersaat [SPD]: Stellen abgebaut!)

Es wurden bereits drei Maßnahmenpakete ge-
schnürt, und der Handlungsplan zur Lehrkräftege-
winnung wird laufend angepasst. Dabei haben wir 
alle Phasen der Lehrkräftebildung in den Blick ge-
nommen.

Gleichzeitig sind die Ideen und konzeptionellen 
Vorschläge der Allianz für Lehrkräftebildung in Er-
arbeitung. Diese sollten wir meiner Meinung nach 
im Bildungsausschuss weiter diskutieren. Deshalb 
schlage ich vor, dass wir Frau Professor Parchmann 
als Vorsitzende der Allianz für Lehrkräftebildung 
in den Ausschuss einladen, damit sie über diese 
Ergebnisse berichten kann.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
CDU)

Aber es muss auch klar sein: Wir sehen jetzt erst 
einmal keinen Mehrwert darin, eine neue Allianz 
zu gründen, zumal Lehrkräftegewinnung insgesamt 
für Entlastungen im Gesamtsystem sorgt. Der Lehr-
kräftemangel ist ein ernsthaftes Problem, und es 
wird auch weiterhin Maßnahmen brauchen, um 
mehr Lehrkräfte für den Beruf zu gewinnen und 
den Beruf in diesem Maße zu erhalten. Wir brau-
chen gute Rahmenbedingungen und Entlastungen 
im Schuldienst, aber auch eine gute und praxisnahe 
Ausbildung. Daran müssen wir arbeiten. – Vielen 
Dank für die Aufmerksamkeit.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
CDU)

Vizepräsident Peter Lehnert: 
Für die FDP-Fraktion erteile ich der Kollegin Anne 
Riecke das Wort.

Anne Riecke [FDP]: 
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren! Der Lehrkräftemangel in 
Schleswig-Holstein ist ein drängendes Problem, das 
nicht nur die Qualität der Bildung, sondern auch 
die Zufriedenheit der Lehrkräfte und der Schülerin-
nen und Schüler beeinträchtigt. Um diesem Mangel 
entgegenzuwirken, sind verschiedene Maßnahmen 
erforderlich, die sowohl kurzfristige als auch lang-
fristige Lösungen umfassen müssen.

Eine der wichtigsten Strategien zur Bekämpfung 
des Lehrkräftemangels besteht darin, die Attraktivi-
tät des Lehrerberufs endlich zu erhöhen.

(Beifall FDP, SSW, vereinzelt SPD)

Dazu gehört die Verbesserung der Arbeitsbedingun-
gen einschließlich der Reduzierung von Bürokra-
tie und die Bereitstellung von mehr Ressourcen 
für die Unterrichtsgestaltung. Lehrkräfte benötigen 
Zeit, um qualitativ hochwertigen Unterricht vorzu-
bereiten – gerade an Gemeinschaftsschulen, wo 
eine einzige Lehrkraft unterschiedliche Leistungs- 
und Förderniveaus antrifft. Eine Entlastung von ad-
ministrativen Aufgaben könnte ihnen ermöglichen, 
sich stärker auf die Bedürfnisse ihrer Schülerinnen 
und Schüler zu konzentrieren.
Wenn ich an das Land Schleswig-Holstein als Ar-
beitgeber für Vertretungslehrkräfte und angestellte 
Lehrerinnen und Lehrer denke, dann fehlen mir ei-
gentlich die Worte. Wenn das Land Schleswig-Hol-
stein ein Wirtschaftsunternehmen wäre und auf ei-
nem Firmenbewertungsportal bewertet werden wür-
de, hätte es nicht einmal einen Stern verdient: Ket-
tenverträge, keine Perspektive, Überlastung, kein 
Weihnachtsgeld, keine Programme zur Erhaltung 
der Gesundheit wie Firmenfitness oder JobRad.
Ein wichtiger Aspekt ist die gezielte Rekrutierung 
von Lehrkräften. Hier könnte Schleswig-Holstein 
von anderen Bundesländern lernen, die bereits er-
folgreiche Programme zur Anwerbung von Lehrern 
implementiert haben. Stipendien und finanzielle 
Anreize für Lehramtsstudierende könnten dazu bei-
tragen, mehr junge Menschen für den Beruf zu ge-
winnen.

(Beifall FDP, SSW und vereinzelt SPD)
Zudem sollte die Lehrerausbildung praxisorientier-
ter gestaltet werden, um angehenden Lehrerinnen 
und Lehrern die Herausforderungen des Schulall-
tags einfach ein bisschen näherzubringen.
Ein oft übersehener Bereich im Zusammenhang mit 
Lehrkräftemangel ist der Umgang mit Vertretungs-
lehrkräften. Diese spielen eine entscheidende Rolle, 
um den Unterricht auch in Abwesenheit regulärer 
Lehrkräfte aufrechtzuerhalten. Eine gute Integration 
von Vertretungslehrkräften in das Schulsystem ist 
essenziell. Eine wertschätzende Haltung gegenüber 
Vertretungslehrkräften kann zudem deren Motivati-
on und Zufriedenheit steigern.
Die Aufgaben von Lehrern sind vielfältig und her-
ausfordernd. Neben der Vermittlung von Fachwis-
sen sind sie für die soziale und emotionale Ent-
wicklung unserer Schülerinnen und Schüler verant-
wortlich. Aber sie sind nicht nur das: Sie sind Küm-
merer, Versteher, Zuhörer, und sie sind Vertrauens-
personen. Umso mehr sind sie aber auch sorgsame 
Beobachter und Begleiter von jedem Kind, welches 
ihnen anvertraut wurde. Sie kennen die Kinder und 
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fordern sie liebevoll. Sie fördern und beschützen 
sie. Sie zeigen ihnen ein Stück des Lebenswegs, sie 
bereiten sie vor und führen sie, damit sie allein lau-
fen können – mit einer ordentlich gepackten Tasche 
an Werkzeug für das Leben. Dafür braucht es Zeit 
und nicht noch mehr Aufbürden sowie endlich An-
erkennung und Wertschätzung unserer Lehrkräfte.

(Beifall FDP, SSW und vereinzelt SPD)

Lehrer müssen oft als Mediatoren fungieren und 
Konflikte lösen, nicht nur zwischen den Schüle-
rinnen und Schülern, sondern auch zwischen El-
tern und Lehrern, zwischen Schülern und Eltern, 
zwischen Lehrern und Eltern und so weiter. Ver-
tretungsstunden, Aufsichten, Planungen, Förderge-
spräche, Konferenzen, Korrekturen, Unterrichtsvor-
bereitungen – alles Dinge, um die sich Lehrerinnen 
und Lehrer neben dem Unterricht noch kümmern 
müssen, um nur ein paar Dinge aufzuzählen. Die-
se zusätzlichen Verantwortlichkeiten erhöhen den 
Druck auf unsere Lehrkräfte und führen nicht selten 
zu Stress. Viele Lehrer haben das Gefühl, nie fertig 
zu werden, weil sie so schon in einem fortwähren-
den Prozess gefangen sind. Insbesondere in Zeiten 
von Lehrkräftemangel kann die Überlastung der 
verbleibenden Lehrer ansteigen, was sich einfach 
nur negativ auf die Unterrichtsqualität auswirkt.

Ein weiterer Aspekt, der in der Diskussion häufig 
angesprochen wird, ist die Notwendigkeit einer um-
fassenden Arbeitszeiterfassung. Eine transparente 
und präzise Dokumentation der Arbeitszeit kann 
helfen, die tatsächliche Belastung von Lehrkräften 
zu erfassen.

(Beifall FDP, SSW und vereinzelt SPD)

Viele der Kolleginnen und Kollegen arbeiten weit 
über eine normale Stundenzahl hinaus, ohne dass 
dies entsprechend anerkannt wird. Eine solche Er-
fassung könnte nicht nur zur Verbesserung der 
Arbeitsbedingungen beitragen, sondern auch zur 
Entwicklung gezielter Unterstützungsmaßnahmen. 
Schulen könnten auf Basis dieser Daten besser pla-
nen und ihre Ressourcen gezielt einsetzen.

Zusammenfassend lässt sich sagen, dass der Lehr-
kräftemangel in Schleswig-Holstein ein komplexes 
Problem darstellt, das vielfältige Lösungsansätze 
erfordert. Die Erhöhung der Attraktivität des Leh-
rerberufs, die gezielte Rekrutierung von Lehrkräf-
ten sowie der respektvolle Umgang mit Vertre-
tungslehrkräften sind zentrale Elemente. Zudem 
sollte die Vielseitigkeit der Lehraufgaben anerkannt 
und die Arbeitszeiterfassung – –

Vizepräsident Peter Lehnert: 
Frau Kollegin, Ihre Redezeit ist abgelaufen. Kom-
men Sie bitte zum Schluss.

Anne Riecke [FDP]: 
Ja. – Also, nur durch ein gemeinsames und sys-
tematisches Vorgehen können wir diese Herausfor-
derungen stemmen, um qualitativ hochwertige Bil-
dung für unsere Schülerinnen und Schüler hier 
in Schleswig-Holstein zu gewährleisten. – Vielen 
Dank.

(Beifall FDP, SSW und vereinzelt SPD)

Vizepräsident Peter Lehnert: 
Für den SSW erteile ich der Kollegin Jette Waldin-
ger-Thiering das Wort.

Jette Waldinger-Thiering [SSW]: 
Sehr geehrter Herr Landtagspräsident! Sehr geehr-
te Damen und Herren! Das System Schule muss 
entlastet werden – durch mehr Lehrkräfte, weni-
ger Verwaltungsaufwand und Unterstützung durch 
mehr professionelle Teams. Nur so wird es gelin-
gen, langfristig Lehrkräfte zu gewinnen und zu hal-
ten.
Dennoch möchte ich einmal den Bereich alterna-
tive Arbeitszeitmodelle und Arbeitszeiterfassung 
herausgreifen, denn hier könnte tatsächlich an einer 
Schraube gedreht werden, die sich positiv auf das 
Bildungssystem auswirken könnte. Die Arbeitszeit-
erfassung für Lehrkräfte wird nun schon seit eini-
gen Jahren kontrovers diskutiert, auch in der KMK. 
Dabei ist die Rechtslage klar: Arbeitszeiterfassung 
ist Pflicht für alle Arbeitnehmer in der EU. Das 
geht aus dem Urteil des Europäischen Gerichtshofs 
von 2019 hervor.
Für Deutschland bestätigte das Bundesarbeitsge-
richt im September 2022 diese Entscheidung und 
berief sich dabei auf das Arbeitsschutzgesetz, das 
auch für Beamte und damit auch für beamtete Lehr-
kräfte gilt und für angestellte Lehrerinnen und Leh-
rer sowieso. Bisher ist es jedoch nicht gelungen, 
eine praktische Umsetzung zu gestalten.
Auch die Forderung der KMK, Lehrkräfte und Wis-
senschaftler von der Arbeitszeiterfassungspflicht 
auszunehmen, wurde durch das Bundesarbeits-
ministerium abgelehnt. Dabei könnten wir doch 
einfach einmal über die Grenze gucken. Es ist 
schon bei den Vorrednern angeklungen: Wie kön-
nen wir denn überhaupt die Arbeitszeit erfassen? 
In Dänemark erfasst man die Arbeitszeit. Dort hat 
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man eine ganz genaue Prozedur, mit der man das 
macht. Ich finde, das kann man wirklich machen. 
Ich finde, dass könnten wir als Schleswig-Holstein 
auch machen, nämlich einmal gucken, wie man das 
in Dänemark macht,

(Beifall SSW)
denn eine Arbeitszeiterfassung für Lehrkräfte soll-
te wirklich kein Hexenwerk werden, sondern hier 
genauso gelten wie für alle anderen Berufe im päd-
agogischen Bereich, denn auch außerunterrichtlich 
tätige Pädagogen müssen vor- und nachbereiten 
und ihre Fachleistungsstunden dokumentieren und 
Teambesprechungen, Elterngespräche und besonde-
re Aktivitäten wie Ausflüge et cetera durchführen. 
Das sollte eigentlich auch bei den Lehrkräften funk-
tionieren.
Lehrkräfte werden nach ihren zugeteilten Unter-
richtsstunden bezahlt, und es ist bisher schwer 
nachvollziehbar, wie viel Arbeit im Einzelnen tat-
sächlich damit verbunden ist. Die unterschiedlichen 
Rahmenbedingungen und Arbeitsweisen sind nicht 
immer vergleichbar. Nur mit einer regulären Ar-
beitszeiterfassung kann tatsächlich erfasst werden, 
wie viel Arbeitszeit hinter einer Unterrichtsstunde 
steht, und das ist das, was wir herausfinden müs-
sen, denn für Lehrkräfte kann es nur von Vorteil 
sein und zu ihrem Schutz beitragen, wenn der tat-
sächliche Arbeitsaufwand aufs Papier kommt. Nur 
so können realistische Arbeitszeitmodelle für Lehr-
kräfte entwickelt werden.
Aber bevor eine Arbeitszeiterfassung eingeführt 
wird, müssen folgende Fragen geklärt und gelöst 
werden:
Was kommt an Mehraufwand durch die Arbeitszeit-
erfassung auf Lehrkräfte, Leitung und Verwaltung 
zu? Das ist die Frage, vor der alle Angst haben 
und sagen: Deshalb wollen wir damit gar nicht 
anfangen. Denn was passiert mit den geleisteten 
Überstunden? Wie können diese kompensiert wer-
den? Was passiert, wenn eine Diskrepanz zwischen 
einzelnen Lehrkräften mit gleicher Stundenanzahl 
sichtbar wird? Wie wird damit umgegangen? Solan-
ge diese Fragen nicht geklärt sind, sollte eine Ar-
beitszeiterfassung noch nicht eingeführt werden.
In Bremen ist man zurückgerudert und wird frü-
hestens im Schuljahr 2026/27 eine Arbeitszeiterfas-
sung an Pilotschulen einführen. Da dies in enger 
Absprache mit den übrigen Ländern geschehen soll, 
kann man diese Beispiele beobachten, die gewon-
nenen Erkenntnisse in die Kompetenzentwicklung 
einfließen lassen – denn wir wollen keine Insellö-
sung. Wir wollen das gleiche Arbeitszeitmodell für 

ganz Deutschland, damit das auch gilt, wenn Lehr-
kräfte das Bundesland wechseln.
Vielleicht kommt dabei heraus, dass die Länder, 
die das einführen, die Attraktivität des Lehrerberufs 
gesteigert haben, weil die Lehrkräfte wissen, wie 
viel Unterricht und welche Arbeitszeitbelastung sie 
haben. Das ist ein ganz wichtiger Punkt, den wir 
mitnehmen müssen. Bei all den Erkenntnissen, die 
wir schon haben, fehlt uns noch dieser Baustein. 
Insofern hoffe ich wirklich, dass wir damit bald 
anfangen.

(Beifall SSW, SPD und FDP)

Vizepräsident Peter Lehnert: 
Für die Landesregierung erteile ich der Ministe-
rin für Allgemeine und Berufliche Bildung, Wis-
senschaft, Forschung und Kultur, Karin Prien, das 
Wort.

Karin Prien, Ministerin für Allgemeine und Beruf-
liche Bildung, Wissenschaft, Forschung und Kultur: 
Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Ich hatte mir tatsächlich in Vorbereitung 
auf diese Rede vorgenommen, im Kontext der Ar-
beitszeiterfassung ein paar grundsätzliche Fragen 
zu stellen. Liebe Frau Waldinger-Thiering, ich bin 
dazu durch Ihre Rede noch einmal richtig ermutigt 
worden, weil ich Ihrer These, dass der Lehrerberuf 
durch eine minutiöse Arbeitszeiterfassung attrakti-
ver werden könnte, diametral widersprechen will. 
Es ist ganz das Gegenteil, meine Damen und Her-
ren.

(Beifall CDU)
Ein Grund, warum junge Menschen diesen Beruf 
wählen, ist der, dass es eben gerade einen großen 
Freiraum bei der Ausgestaltung des Berufes gibt. 
Ich frage mich mit Ihnen gemeinsam, ob tatsäch-
lich viele junge Menschen noch Lehrkräfte werden 
wollten, wenn sie zum Beispiel zukünftig den gan-
zen Tag an Schule verbringen müssten, weil mit ei-
nem Arbeitszeitmodell möglicherweise verbunden 
wäre, den ganzen Tag an der Schule zu verbringen. 
Ich habe große Zweifel, ob das der Fall wäre, meine 
Damen und Herren.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Ich will noch einen oben draufsetzen: Das einzige 
Bundesland, das je ein Arbeitszeitmodell eingeführt 
hat, war Hamburg. Das ist mit großen Verwerfun-
gen und Konflikten innerhalb der Lehrerschaft ver-
bunden gewesen, weil die Frage, die Sie zu Recht 
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aufgeworfen haben, wie lange man eigentlich zur 
Vorbereitung einer Unterrichtsstunde braucht, eine 
extrem subjektive und individuelle Frage ist. Wenn 
Sie anfangen, das zu reglementieren – denn das 
müssen Sie dann minutengenau tun –, verändern 
Sie den Lehrerberuf ganz grundsätzlich, meine Da-
men und Herren.

Ich kann nur davon abraten und werde das jeden-
falls in dieser Legislaturperiode nicht mehr anfan-
gen. Ich glaube, darauf liegt wirklich kein Segen. 
Das sehen übrigens auch alle anderen Bundesländer 
so. Das ist der Grund, warum sich in Wahrheit bis-
her niemand auf den Weg gemacht hat.

Der EuGH hat tatsächlich ein Urteil gesprochen. 
Die Bundesrepublik Deutschland hat das Arbeits-
zeitgesetz bis heute nicht umgesetzt. Die Ampel 
hat einen Versuch unternommen, der aber nicht 
zu Ende gebracht worden ist. Wir haben also 
kein Arbeitszeitgesetz in Deutschland. Die Reform 
des Arbeitszeitgesetzes und die Frage, inwieweit 
Bereichsausnahmen für die Schulen oder für die 
Hochschulen vorgesehen werden – denn da stellt 
sich diese Frage genauso ‑, ist nach wie vor unge-
klärt. Die Bundesländer vertreten gemeinsam in der 
KMK die Auffassung, dass hier eine Bereichsaus-
nahme erforderlich ist.

Nichtsdestotrotz bin ich vollkommen bei Ihnen, 
dass wir uns über die Fragen: „Wie arbeiten Lehr-
kräfte und die anderen Professionen, die wir inzwi-
schen in der Schule haben, besser zusammen? Wie 
arbeiten sie mehr im Team zusammen? Wie kann 
man die Arbeit an Schulen insbesondere besser 
organisieren?“, ganz entscheidende Fragen für ein 
modernes und besser funktionierendes Schulsystem 
sind.

Deshalb probieren wir in Schleswig-Holstein im 
Rahmen der Experimentierklausel und im Rahmen 
des Projekts der Telekom Stiftung im Moment eini-
ges aus. Übrigens genau so, wie wir es auch im 
Bereich der Verwaltungskräfte tun. Ich halte das in 
der Abgrenzung zu den Verwaltungstätigkeiten, die 
die Schulträger zu leisten haben, nach wie vor für 
richtig. Das ist notwendig und erforderlich.

Ich finde es auch richtig, dass die Sachsen sich 
aufgemacht haben, sich das gemeinsam mit Pro-
gnos einmal wissenschaftlich genau anzuschauen. 
Da werden eben diese Detailfragen untersucht: Wie 
lange braucht man denn wirklich, um diese oder 
jene Unterrichtsstunde in der 1., in der 3., in der 7. 
und in der 12. Klasse vorzubereiten? Das sind näm-
lich unterschiedliche Ansätze, die man da wählen 
muss. Diese Studie läuft.

Es liegen Zwischenergebnisse vor, die man sich in-
zwischen runterladen kann. Das ist sehr spannend. 
Da kann man sehen, dass jedenfalls der allergrößte 
Teil der Lehrkräfte tatsächlich nicht mehr arbeitet, 
als in Sachsen rechtlich vorgeschrieben ist. Aber 
wir gucken uns all das gemeinsam in der KMK 
und in Schleswig-Holstein an. Wir wollen uns auf 
den Weg machen, die Frage, wie wir an Schule 
besser zusammenarbeiten können, neu in den Blick 
zu nehmen, meine Damen und Herren.

Ich will noch ein paar Bemerkungen zu der Frage 
machen, was wir tun können, um Lehrkräfte zu 
gewinnen, und was wir tun können, um Lehrkräfte 
im Beruf zu halten. Zum einen ist der Beruf der 
Lehrkraft auch in Schleswig-Holstein heute nach 
wie vor attraktiv. Der Beruf der Lehrkraft gehört in 
Deutschland und in Schleswig-Holstein zu den gut 
und bestbezahlten Berufen im öffentlichen Dienst. 
Das müssen wir auch immer noch einmal sagen, 
wenn wir über die Belastung von Lehrkräften spre-
chen.

Zum anderen ist es vollkommen richtig, dass wir in 
den nächsten Jahren für Bildung mehr Geld ausge-
ben müssen, weil wir aufwachsende Schülerzahlen 
haben. Wir haben die demografische Frage selbst-
verständlich bei unseren Überlegungen zur Haus-
haltskonsolidierung berücksichtigt.

Gleichzeitig bleibt es aber dabei, dass wir den 
Haushalt konsolidieren müssen. Das ist die Ver-
pflichtung, die wir haben. Es bleibt dabei, dass wir 
in zweierlei Hinsicht ein demografisches Problem 
haben, denn wir haben nicht nur mehr Schüler, 
sondern auch weniger junge Menschen, die sich 
zur Lehrkraft ausbilden lassen. Übrigens haben wir 
auch in allen anderen Berufen weniger Menschen, 
die sich ausbilden lassen. Das ist eine Tatsache, die 
man bedauern kann, aber es bleibt eine Tatsache, 
mit der man pragmatisch umgehen muss.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Wir tun das in Schleswig-Holstein mit unserem 
Handlungsplan Lehrkräftegewinnung mit den Pake-
ten. Wir werden noch vor den Sommerferien ein 
viertes Paket vorstellen. Wir versuchen, an allen 
entscheidenden Stellschrauben zu drehen. Die be-
ginnen tatsächlich schon in der Berufsorientierung 
und enden dann eben bei den Maßnahmen, die 
wir zu einer besseren Gesundheitsförderung, einem 
besseren Coaching und einer besseren psychologi-
schen Betreuung unserer Lehrkräfte ergreifen. Wir 
machen das.
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Wir werden ein Konzept zum Vertretungsunterricht 
vorlegen, und wir werden zukünftig mehr Men-
schen anderer Professionen die Möglichkeit eröff-
nen, in multiprofessionellen Teams an unseren 
Schulen zu arbeiten. Aber ich bleibe dabei, dass 
die Qualifikation für Lehrkräfte stimmen muss und 
wir nicht jemanden, der über keine akademische 
Ausbildung verfügt, zur Lehrkraft machen können. 
Dabei bleibt es in Schleswig-Holstein, weil sonst 
der Qualitätsverlust zu groß ist.
Meine Damen und Herren, in der Allianz für Lehr-
kräftebildung sind wir weiterhin dabei, unser Sys-
tem weiterzuentwickeln. Selbstverständlich werden 
wir Lehrkräfte in Schleswig-Holstein nunmehr in 
verstärktem Maße einstellen. Selbstverständlich 
werden wir die Möglichkeiten für die Anerkennung 
von Lehrkräften aus dem Ausland erweitern und 
werden so die Gruppe derer, die bei uns als Lehr-
kräfte aus- und fortgebildet werden, sukzessive er-
weitern. Wir werden die Möglichkeiten zum Ein-
satz von anderen Professionen an unseren Schulen 
erweitern. Auf diesem Weg werden wir dem Pro-
blem gerecht. – Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerk-
samkeit.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Vizepräsident Peter Lehnert: 
Die Ministerin hat ihre Redezeit um zwei Minuten 
und 13 Sekunden erweitert. Ich darf fragen, ob 
diese zusätzliche Redezeit genutzt wird oder ob 
Dreiminutenbeiträge gewünscht sind? – Die Kolle-
gin Jette Waldinger-Thiering hat für einen Dreimi-
nutenbeitrag das Wort.

Jette Waldinger-Thiering [SSW]: 
Sehr geehrter Herr Landtagspräsident! Sehr geehrte 
Damen und Herren! Ich musste doch noch einmal 
nach vorn kommen, denn, Frau Ministerin, wir bei-
de haben unterschiedliche Professionen.

(Beifall SSW und FDP)
Ich glaube, ich als Lehrkraft kann sehr wohl sagen, 
wie cool es gewesen wäre, wenn ich einen festen 
Arbeitsplatz an meiner Schule gehabt und dann ge-
wusst hätte: Ich arbeite bis um drei, vielleicht drei 
Tage in der Woche; die anderen Tage habe ich nur 
so lange in der Schule zu verbleiben, wie meine 
Unterrichtszeit tatsächlich ist, weil ich dann nach 
Hause gehe und sowohl Elterngespräche wie Vorbe-
reitungen habe. All diese Dinge habe ich erledigt, 
damit ich abends und nachmittags für meine Kinder 
und meinen Mann da sein kann.

(Beifall SSW und FDP)
Junge Menschen wollen planen. Mit so einem Ar-
beitszeitmodell könnte man sein Leben mit der 
Familie tatsächlich planen – wenn man so etwas 
gewollt hätte. Ich habe jetzt verstanden: Sie wol-
len die Arbeitszeiterfassung für Lehrkräfte in dieser 
Legislaturperiode nicht mehr angehen.

(Dr. Heiner Garg [FDP]: Ja: sie!)
CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN haben ei-
nen Antrag gestellt, den ich am Anfang gar nicht 
so schlecht finde. Aber ich habe damit leider ein 
Problem, wenn die Ministerin sagt, sie möchte das 
Thema in dieser Legislaturperiode nicht anfassen, 
Sie aber sagen: Wir möchten bitte, dass die Landes-
regierung das Thema mit anderen Ländern erörtert. 
– Da frage ich mich: Macht sie das denn, oder 
müssen wir wieder warten, bis dieser Bericht fertig 
ist? – Fragezeichen über Fragezeichen.

(Beifall SSW und FDP – Unruhe SPD – Cor-
nelia Schmachtenberg [CDU]: Das hat die 
Ministerin doch gesagt!)

Vizepräsident Peter Lehnert: 
Für einen weiteren Dreiminutenbeitrag erteile ich 
das Wort dem Kollegen Martin Habersaat.

Martin Habersaat [SPD]: 
Vielen Dank, Herr Präsident. – Meine Damen und 
Herren! Das ist ja ein ziemlich interessanter Punkt. 
Die Ministerin hat uns gerade mitgeteilt, dass in 
dieser Frage, in dieser Legislaturperiode in Schles-
wig-Holstein nichts mehr passiert.

(Christopher Vogt [FDP]: Das hat sie nicht 
gesagt! – Dr. Heiner Garg [FDP]: Sie macht 
es nicht mehr!)

– Frau Prien macht es nicht mehr. Ach so!
(Heiterkeit und vereinzelter Beifall)

Das sei jetzt mal so in den Raum gestellt, Frau 
Prien. Wenn Sie also davon ausgehen, dass Ihre 
Nachfolgerin oder Ihr Nachfolger in Kürze das 
Thema tatkräftig angeht, dann verstehe ich natür-
lich den Antrag der Koalitionsfraktionen.
Nein, aber jetzt mal im Ernst: Der Grund, warum 
viele Mitglieder der KMK bei diesem Thema sehr 
zögerlich sind – darunter sind ja durchaus auch 
Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten –, ist, 
dass man Sorge vor dem hat, was dabei heraus-
kommt. Dass in Schleswig-Holstein die Lehrerge-
werkschaften massiv dafür sind, lässt darauf schlie-
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ßen, dass sie sich nicht in großer Sorge befinden, 
dass dabei herauskäme, dass die Lehrkräfte in 
Schleswig-Holstein massiv unterbeschäftigt sind.

(Beifall SPD, FDP und SSW – Serpil 
Midyatli [SPD]: Genau!)

Nun gibt es ein paar Argumente in der Debatte, 
die ich nicht so leicht akzeptieren kann. Das eine 
ist: Menschen arbeiten unterschiedlich viel, weil sie 
ihren Job unterschiedlich ernst nehmen.

(Serpil Midyatli [SPD]: Das ist überall so! 
Wo nicht?)

Mal ehrlich: In diesem Haus sitzen 69 Abgeordne-
te, und ich bin mir nahezu sicher, dass es unter die-
sen 69 Abgeordneten unterschiedliche Auffassun-
gen gibt, wie viel Zeit am Tag man in das Mandat 
investiert

(Unruhe CDU – Tobias Koch [CDU]: Brau-
chen eine Zeiterfassung! – Zuruf Serpil 
Midyatli [SPD])

und wie viele Tätigkeiten hauptberuflicher Art man 
nebenbei noch bewältigen kann und so weiter.

(Martin Balasus [CDU]: Und die Fächer?)

Zum zweiten Punkt: Das ist gar nicht so einfach 
zu erfassen. – Natürlich ist es das nicht. Deswegen 
sagt auch keiner, dass man sofort fertig sein muss. 
Deswegen ist es auch so, dass Sachsen eine auf-
wendige Studie gestartet hat, und das Land Bremen 
will das auch nicht mal eben mit Bleistifteinträgen 
in einer ausgedruckten Tabelle lösen. So wird es 
auch nicht zu lösen sein.

(Dr. Bernd Buchholz [FDP]: Das kennen alle, 
das Problem!)

Trotzdem lohnt es sich, da hinzugucken.

Nun bin auch ich eine ausgebildete Lehrkraft, die 
an der Schule tätig war. Und ja, am Ende werden 
wir Diskussion führen müssen, ob es bestimmte 
Kernfächer gibt, in denen die Belastung eine andere 
als in anderen Fächern ist.

Sie sehen das im Prinzip auch. Sie sagen ja, künftig 
sollen auch in Sport und Musik Klausuren geschrie-
ben werden, damit es ein bisschen gerechter verteilt 
wird. Ich weiß nicht, ob das die Lösung ist. Ich 
weiß nicht, ob Sie alle sich Sportunterricht so vor-
stellen können: Da werden jetzt in jeder Sportstun-
de fünf Minuten lang irgendwie Kreise gebildet und 
Inhalte vermittelt, damit man hinterher eine Klausur 
schreiben kann. Es ändert jedenfalls den Unterricht 
massiv.

(Beifall Dr. Heiner Garg [FDP] und Jette 
Waldinger-Thiering [SSW])

Ich will noch nicht sagen, dass das ganz schlecht 
oder ganz gut ist. Ich sage nur: Das ist sicherlich 
noch nicht der letzte Erkenntnisschritt auf der Stufe 
zu einer gerechteren Arbeitszeitverteilung bei unse-
ren Lehrkräften.
Zum letzten Punkt. Wenn Sie sagen: „Das alles ent-
scheidet sich ja später“, dann lassen Sie es doch 
sein, jetzt – in Zeiten steigender Belastung – schon 
Stellen zu streichen und jetzt schon Lehrkräfte nicht 
mehr einzustellen. Das ist doch erkennbar ein Irr-
weg. – Vielen Dank.

(Beifall SPD, SSW, Dr. Heiner Garg [FDP] 
und Annabell Krämer [FDP])

Vizepräsident Peter Lehnert: 
Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich 
schließe deshalb die Beratung.
Ausschussüberweisung ist nicht beantragt. Ich 
komme deswegen zur Abstimmung zu Antrag a) 
der Fraktion von SPD, Drucksache 20/3045.

(Zuruf Serpil Midyatli [SPD])
– Gibt es irgendwelche Hinweise für das Präsidi-
um? – Sonst treten wir jetzt in die Abstimmung ein.
Also: Abstimmung zu a), Antrag der Fraktion der 
SPD, Drucksache 20/3045, sowie Alternativantrag 
der Fraktionen von CDU und BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN, Drucksache 20/3097. Ich lasse zunächst 
über den Antrag, Drucksache 20/3045, in der Sache 
abstimmen. Wer dem zustimmen will, den bitte ich 
um das Handzeichen. – Das sind die Fraktionen der 
SPD, der FDP und des SSW. Wer stimmt dagegen? 
– Das sind die Fraktionen von CDU und BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN. Damit ist dieser Antrag ab-
gelehnt.
Ich lasse dann über den Alternativantrag, Drucksa-
che 20/3097, in der Sache abstimmen. Wer dem 
zustimmen will, den bitte ich um das Handzeichen. 
– Das sind die Fraktionen von CDU und BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN. Wer stimmt dagegen? –Das 
ist die SSW-Fraktion. Wer enthält sich? – Das sind 
die SPD‑ und die FDP-Fraktion. Damit ist dieser 
Antrag mehrheitlich angenommen.
Ich komme dann zweitens zur Abstimmung zu 
b), Antrag der Fraktion der SPD, Drucksache 
20/3046, sowie Alternativantrag der Fraktionen von 
CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, Drucksa-
che 20/3108. Ich lasse zunächst über den Antrag, 
Drucksache 20/3046, in der Sache abstimmen. Wer 
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dem zustimmen will, den bitte ich um das Handzei-
chen. – Das sind die Fraktionen von SPD und FDP. 
Wer stimmt dagegen? – Das sind die Fraktionen 
von CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Wer 
enthält sich? – Bei Enthaltung der SSW-Fraktion ist 
der Antrag mehrheitlich abgelehnt.

Ich lasse dann über den Alternativantrag, Drucksa-
che 20/3108, in der Sache abstimmen. Wer dem 
zustimmen möchte, den bitte ich um das Handzei-
chen. – Das sind die Fraktionen von CDU und 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Wer stimmt dage-
gen? – Niemand. Wer enthält sich der Stimme? – 
Bei Enthaltung der SPD, der FDP und der SSW-
Fraktion ist der Antrag damit mehrheitlich ange-
nommen.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 13 auf:

Sicherung der Unterrichtsqualität – Keine Kür-
zungen bei der Kontingentstundentafel

Antrag der Fraktionen von FDP, SPD und SSW
Drucksache 20/3014 (neu) – 2. Fassung

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? – Das 
ist nicht der Fall.

Ich eröffne die Aussprache und erteile zunächst für 
die FDP-Fraktion der Abgeordneten Anne Riecke 
das Wort.

Anne Riecke [FDP]: 
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr verehrten 
Damen und Herren! Es scheint so, als bewegten 
wir uns gerade in einer Endlosschleife, in einem 
unentwegten Kampf für die Bildungslandschaft in 
Schleswig-Holstein, der aber irgendwie leider kein 
Gehör bei der Landesregierung findet. Oder sind es 
Ignoranz, taube Ohren? – Wir wissen es nicht, es ist 
egal. Was mit unseren Schülerinnen und Schülern 
und auch mit unseren Lehrerinnen und Lehrern pas-
siert, das ist die Frage.

Die Sicherung der Unterrichtsqualität ist ein zen-
trales Anliegen, das nicht nur die Zukunft unserer 
Schülerinnen und Schüler, sondern die gesamte Ge-
sellschaft hier in Schleswig-Holstein betrifft. Wir 
fordern daher die Landesregierung mit Nachdruck 
auf, die Kürzungen in der Kontingentstundentafel 
für Gemeinschaftsschulen und Gymnasien zurück-
zunehmen

(Beifall FDP, SSW und vereinzelt SPD)

und gleichzeitig die Bedarfe der Lehrerstellen end-
lich an die steigenden Schülerzahlen anzupassen.

(Beifall FDP und Dr. Michael Schunck 
[SSW])

Die Maßnahmen sind entscheidend, um eine qua-
litativ hochwertige Bildung zu gewährleisten. Die 
aktuellen Herausforderungen im Bildungssystem 
sind vielfältig. Mit dem Anstieg der Schülerzahlen 
und den damit verbundenen Anforderungen an die 
Lehrkräfte steht das Bildungssystem in Schleswig-
Holstein unter Druck.

Viele Schulen beziehungsweise Lehrerinnen und 
Lehrer sehen sich bereits heute gezwungen, Unter-
richtsinhalte zu komprimieren und Abstriche bei 
der Vermittlung wichtiger Themen zu machen, und 
das trotz der Fachanforderungen. Da bringt es 
nichts, dass zusätzliche Kürzungen zu neuen Maß-
nahmenpaketen für basale Kompetenzen und Infor-
matik aus der Schublade gezogen werden. Diese 
verpuffen und sind letztlich einfach nur ein Hohn, 
meine sehr verehrten Damen und Herren.

Die Kürzungen von sechs beziehungsweise vier 
Wochenstunden sind nicht nur ein Zeichen von 
unzureichenden finanziellen Mitteln für unsere 
Schulen, sondern auch ein fatales Signal an Lehr-
kräfte, Schülerinnen und Schüler und die Eltern-
schaft.

(Beifall FDP, SSW, Martin Habersaat [SPD] 
und Birgit Herdejürgen [SPD])

Wenn es uns nicht gelingt, die Unterrichtsversor-
gung auf einem Mindestmaß von 101 Prozent zu 
halten und perspektivisch mindestens auf 102 Pro-
zent zu erhöhen, wird dies unweigerlich zu einem 
Anstieg von weiteren Unterrichtsausfällen führen. 
Mehr Lehrerinnen und Lehrer werden an ihrer Be-
lastungsgrenze arbeiten, und wir können es einfach 
sagen: Es wird zu einer Überlastung führen, die 
sich bereits jetzt abzeichnet.

Nicht nur die Quantität des Unterrichts ist ein 
wichtiger Faktor, sondern vor allem die Qualität 
unserer Lehrkräfte. Gut ausgebildete und motivierte 
Lehrerinnen und Lehrer sind der Schlüssel zu ei-
nem erfolgreichen Bildungsprozess. Wenn Schulen 
nicht über ausreichend Ressourcen verfügen, leidet 
die Unterrichtsqualität. Die Rücknahme der Kür-
zung ist also nicht nur eine finanzielle Entschei-
dung, sondern eine bildungspolitische Notwendig-
keit, meine Damen und Herren.

Ein weiterer wichtiger Punkt ist die Vermittlung 
von Gesellschaftswissenschaften und politischem 
Unterricht. Auch der steht auf der Kippe. In Zeiten 
von zunehmender Polarisierung und gesellschaftli-
chem Wandel ist es von größter Bedeutung,
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(Beifall FDP)

dass Schüler die notwendigen Kompetenzen erwer-
ben, um in einer demokratischen Gesellschaft aktiv 
und verantwortungsbewusst teilzunehmen.

(Beifall Dr. Bernd Buchholz [FDP])

Kürzungen in diesen Fächern würden nicht nur das 
Wissen der Schülerinnen und Schüler einschränken, 
sondern auch ihre Fähigkeit, kritisch zu denken und 
gesellschaftliche Zusammenhänge zu verstehen.

(Beifall FDP und SSW)

Bildung ist der Schlüssel zur Integration, zur För-
derung von Toleranz und zur Schaffung eines stabi-
len sozialen Gefüges. Sie sind unser Morgen und 
Fundament unserer Gesellschaft. Darüber hinaus 
sind die Bildungsergebnisse in Schleswig-Holstein 
ja auch alarmierend: Studien zeigen, dass viele 
Schülerinnen und Schüler grundlegend schlecht ab-
schneiden. Vor allem in den Bereichen Lesekompe-
tenz, mathematisches Grundwissen sowie kritisches 
Denken weisen sie massive Defizite auf – wir ha-
ben es heute wieder in der Presse gelesen –, auch 
im Bereich der Grundschule, da fängt die ganze Mi-
sere schon an. Dies ist eine besorgniserregende Ent-
wicklung, die umso dringlicher nach Maßnahmen 
zur Verbesserung der Unterrichtsqualität ruft. Sie 
schreit danach.

Die Rücknahme der Kürzung in der Kontingent-
stundentafel wäre ein richtiger und ein wichtiger 
Schritt, um sicherzustellen, dass Schulen die nötige 
Unterstützung erhalten, um ihre Schülerinnen und 
Schüler bestmöglich zu fördern.

Aber nein, da wird dann noch über Leistungsnach-
weise in anderen Fächern wie Religion und Musik 
gesprochen. Die Sicherung der Unterrichtsqualität 
in Schleswig-Holstein ist eine gesamtgesellschaftli-
che Aufgabe, die müssen wir wahrnehmen.

Die Landesregierung muss die notwendigen Schrit-
te einleiten, die Kürzung in der Kontingentstunden-
tafel zurücknehmen und die Lehrerstellen bedarfs-
gerecht erhöhen. Nur so kann gewährleistet werden, 
dass die Schülerinnen und Schüler die Bildung er-
halten, die sie verdienen, eine Bildung, die sie auf 
die Herausforderungen des Lebens vorbereitet und 
ihnen die Möglichkeit gibt, als aktive, verantwor-
tungsbewusste Bürger in unserer Gesellschaft zu 
agieren. – Vielen Dank.

(Beifall FDP, SSW und vereinzelt SPD)

Vizepräsident Peter Lehnert: 
Für die CDU-Fraktion erteile ich dem Kollegen 
Martin Balasus das Wort.

Martin Balasus [CDU]: 
Sehr geehrter Herr Landtagspräsident! Liebe Kolle-
ginnen und Kollegen! Die Opposition fordert die 
Rücknahme einer Konsolidierungsmaßnahme. Da-
mit führen wir erneut eine Debatte zum Haushalt. 
Über viele Aspekte haben wir bereits mehrfach 
debattiert. Deshalb bringe ich in Erinnerung: Wir 
stehen zu unseren Entscheidungen. Sie sind getrof-
fen. Sie sind vielleicht nicht immer ein Grund zur 
Freude, aber der finanziellen Situation angemessen.
Sie erinnern sich: Unser Bildungshaushalt hat zwei 
Schwerpunkte. Das sind Bildungsgerechtigkeit und 
Stärkung der Basiskompetenzen. Deshalb gibt es 
mehr Unterricht in Deutsch und Mathe in Klasse 1 
und 2 und weitere Stellen in der Primarstufe, um 
nach und nach die Sprachstandserfassung der Vier-
einhalbjährigen, verbunden mit einer Förderung da-
nach, umzusetzen. Außerdem gibt es keine Kürzun-
gen im PerspektivSchul-Programm, denn wir wol-
len denjenigen besonders helfen, die unsere Unter-
stützung am dringendsten brauchen.
Zu den schwierigen Entscheidungen im Bildungs-
bereich gehören zum Beispiel größere Kurse in 
der Oberstufe, 18 statt 16 Schülerinnen und Schü-
ler in den DaZ-Klassen und eine Reduktion der 
Lehrerstellen um 0,68 Prozent. Jede einzelne Maß-
nahme schmerzt, obwohl der Bildungsbereich im 
Vergleich zu anderen Ressorts unterproportional be-
troffen ist und wir insgesamt 27,3 Millionen Euro 
mehr für Bildung ausgeben.
Nun zur Kontingentstundentafel. Das ist vielleicht 
für Bildungsexperten ein fester Begriff, aber ich 
glaube, es ist sinnvoll, das einmal zu erläutern. 
Die Kontingentstundentafel setzt den Rahmen, in 
welcher Klassestufe und in welchem Fach in der 
Sekundarstufe I wie viele Unterrichtsstunden erteilt 
werden. Vieles ist vorgegeben, dennoch gibt es ei-
nen Gestaltungsraum vor Ort, sodass eigene Akzen-
te im Schulprofil gesetzt werden können.
Ab dem nächsten Schuljahr erfolgt eine modera-
te Absenkung an Gemeinschaftsschulen um sechs, 
an Gymnasien um vier Stunden. Hier erfolgt ein 
Angleich auf KMK-Niveau. Wir lagen in den letz-
ten Jahren deutlich darüber, im Zuge eines bundes-
weit einheitlichen Vorgehens und einer besseren 
Vergleichbarkeit – das ist ja immer unser Ziel – 
ist dieser Schritt also nur folgerichtig. Wichtig war 
es uns, dass es keine Kürzungen in der Orientie-
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rungsstufe, also in den Klassen 5 und 6 gibt und 
natürlich auch nicht an den Grundschulen. Dort gibt 
es sogar mehr Unterricht, schließlich wird hier der 
Grundstein zum Lernen gelegt.

(Beifall CDU, Malte Krüger [BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN] und Uta Röpcke [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Übrigens erfolgt auch in der Oberstufe eine An-
gleichung auf KMK-Niveau. Dies war expliziter 
Wunsch der Landesschüler- und ‑elternvertretung.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, vielerorts wird 
zurzeit auch intensiv über den WiPo-Unterricht de-
battiert. Dazu ein paar Worte. Vor 2020 gab es in 
Schleswig-Holstein keine Minimalvorgabe für die-
ses Fach. Manche Schulen boten Wirtschaft/Politik 
sogar ausschließlich im Wahlpflichtbereich an, man 
konnte es also nicht wählen und einen anderen 
Schwerpunkt setzen. Es war Ministerin Prien, die 
mindestens vier Jahreswochenstunden ab Klasse 7 
festgelegt hat. Daran wird jetzt nicht gerüttelt.

(Beifall CDU und Uta Röpcke [BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN])

Außerdem wollen wir vier Stunden Wirtschaft/Po-
litik in der Klassenstufe 11, Einführungsjahrgang 
heißt es heute, also den Beginn der Oberstufe.

Zu den Lehrerstellen. Wir hatten zuletzt eine sehr 
ordentliche Unterrichtsversorgung, zuletzt von 102 
Prozent – wesentlich höher als in vergangenen Jah-
ren, als das Bildungsressort bei der SPD lag. Wir 
haben dann immer so einen Austausch, dann heißt 
es: Wir mussten damals ja auch sparen. – Da werde 
ich jetzt sagen: Wir ja heute auch. – Na ja, auf 
jeden Fall ist es so: Seit 2017 ist das Bildungsres-
sort in unserer Hand, so hoch war die Unterrichts-
versorgung seit Jahren nicht. Wir stabilisieren die 
Unterrichtsversorgung bei mindestens 100 Prozent. 
Mindestens heißt ja, dass es auch höher ausfallen 
kann. Das ist nur das absolute Minimum, und die 
gute Nachricht ist auch, dass wir davon ausgehen, 
dass an Grundschulen, also bei den Kleinen und 
Kleinsten, die Unterrichtsversorgung höher ausfal-
len wird.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, auch wenn uns 
die Haushaltslage schwierige Entscheidungen ab-
verlangte, so dürfen wir doch unser Ziel nicht aus 
den Augen verlieren. Natürlich wollen wir, dass un-
sere Unterrichtsversorgung wieder steigt. Natürlich 
wollen wir noch mehr Lehrerinnen und Lehrer für 
unsere Kinder. Deshalb geben wir natürlich unser 
Bestes, diese Ziele möglichst schnell zu erreichen. 
– Vielen Dank.

(Beifall CDU und vereinzelt BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Peter Lehnert: 
Für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN er-
teile ich dem Kollegen Malte Krüger das Wort.

Malte Krüger [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Sehr geehrter Herr Präsident! Mein Wunsch aus 
dem Januarplenum ist endlich in Erfüllung gegan-
gen. Wir Grüne haben während der Haushaltsde-
batte hier im Januar eigentlich in all unseren Re-
debeiträgen immer wieder auf eine Reform der 
Schuldenbremse hingewiesen. Auch über eine Ver-
mögensteuer müssen wir weiterhin diskutieren, da-
mit wir die schwierigen Abwägungen im Bildungs-
bereich zukünftig nicht mehr in dieser Form vor-
nehmen müssen.

(Vereinzelter Beifall BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN – Zuruf Annabell Krämer [FDP])

Mit der Entscheidung im Bundestag in der ver-
gangenen Woche hat Deutschland mehr Geld zur 
Verfügung. Wir alle sollten uns hier dafür einset-
zen, dass dieses Geld vor allem in die Bildungs-
landschaft fließt. Als rohstoffarmes Industrieland 
brauchen wir ein modernes Bildungssystem, das 
individuelle Bedarfe der Schülerinnen und Schüler 
berücksichtigt und die Demokratie stärkt. Das ist 
richtig, es muss aber auch ausfinanziert sein.
Die Kürzungen im Bildungsbereich sind vor dem 
Hintergrund der erforderlichen Haushaltskonsoli-
dierung leider notwendig. Gleichzeitig ermöglichen 
wir den Schulen mit der neuen Kontingentstunden-
tafel mehr Gestaltungsmöglichkeiten zur Entwick-
lung ihres Schulprofils und stärken Mathe und 
Deutsch in der Grundschule.
Frau Riecke hat gerade richtigerweise auf die Pro-
blematiken an unseren Grundschulen hingewiesen. 
Das ist ja auch der Grund, warum wir eben bei 
den Grundschulen genau hingucken und dort bei 
den Fächern Deutsch und Mathe mehr reingeben. 
Frau Riecke hat außerdem auf das Fach Informa-
tik hingewiesen. Das wurde aber nicht einfach aus 
der Schublade gezogen, sondern ist in der letzten 
Legislatur hier intensiv debattiert worden. Ich war 
nicht dabei, aber ich habe schon mitbekommen, 
dass es ein heißes Thema war.
Das ist auch von vielen Professor_innen auf der 
anderen Seite der Kieler Förde gefordert worden. 
Das ist nicht einfach aus der Schublade gezogen 
worden, sondern es gab den Wunsch von vielen, 
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dass Informatik als Schulfach verbindlich einge-
führt wird.
Der Umfang der Kontingentstundentafel der Schü-
lerinnen und Schüler in Schleswig-Holstein liegt 
immer noch über den KMK-Mindestvorgaben. Es 
wurde hier und in der Öffentlichkeit oft behauptet, 
dass wir auf die Mindestvorgaben runtergehen wür-
den, das ist aber nicht der Fall.
Wir werden den Unterrichtsumfang in der Oberstu-
fe reduzieren. Wir werden die Zahl der einzubrin-
genden Kurse reduzieren, begeben uns damit auf 
das Niveau der anderen Bundesländer und setzen 
die Oberstufenvereinbarung um. Gleichzeitig halten 
wir die Unterrichtsversorgung bei mindestens 100 
Prozent, und meine Hoffnung ist sogar, dass wir 
vielleicht eher Richtung 101 Prozent rauskommen.
Auch die politische Bildung bleibt bestehen. Es 
wird bei der politischen Bildung eine kleine Verän-
derung in der Oberstufe geben, die insbesondere 
Schulleitungen entlasten soll. Dass uns politische 
Bildung wichtig ist und wir einen Schwerpunkt dar-
auf legen, haben wir in der Debatte gestern mehr 
als deutlich gemacht.
Ich wünsche mir in den kommenden Jahren eine 
andere Entwicklung. Solide Finanzierungsmöglich-
keiten für die notwendigen Investitionen im Bil-
dungssystem sind meiner Meinung nach überfällig.
Der Antrag der SPD zur Kontingentstundentafel 
und Unterrichtsversorgung gehört meiner Meinung 
nach wieder zur Haushalts- und Finanzierungsde-
batte. Ich wiederhole meine Kritik vom Januar 
2025: Die SPD schlägt zur Gegenfinanzierung Kür-
zungen im Umwelt- und Naturschutz vor. Den 
Schutz der natürlichen Lebensgrundlage wegzukür-
zen, damit in Bildung nicht gekürzt werden muss, 
ist das Ausspielen von zwei uns Grünen extrem 
wichtigen Themen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Mit uns Grünen sehen Sie bei Kürzungen im Um-
welt- und Naturschutz nur eines, nämlich rot mit 
riesigem Stoppschild. Der Klimawandel ist in den 
nächsten Jahrzehnten die größte Herausforderung 
in unserer Gesellschaft. Wir geben – ehrlich gesagt 
– jetzt schon zu wenig für das Themenfeld aus. – 
Vielen Dank für die Aufmerksamkeit.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – Zu-
ruf Sandra Redmann [SPD])

Vizepräsident Peter Lehnert: 
Für die SPD-Fraktion erteile ich dem Kollegen 
Martin Habersaat das Wort.

Martin Habersaat [SPD]: 
Vielen Dank. – Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Da wir über das Thema inzwischen häufi-
ger sprechen, ist es natürlich naheliegend, dass im-
mer wieder die gleichen Argumente kommen. Aber 
das macht sie ja nicht zwingend richtiger. Herr Kol-
lege Krüger, Frau Redmann hätte es niemals zuge-
lassen, dass wir an den natürlichen Lebensgrundla-
gen sparen, um mehr Bildung hinzubekommen.

(Beifall SPD, FDP und SSW)

Was wir getan haben, ist, an verschiedenen Stellen 
überschüssige, kritikwürdige Projekte herauszuneh-
men. Wir haben Ihnen aber auch gesagt, dass Sie 
zum Beispiel durch eine Reduktion der Zahl der 
Staatssekretäre und Leitungsstäbe auf das Maß vor-
heriger Regierungen schon einen großen Teil der 
nötigen Finanzierung beisammen hätten.

Herr Balasus, weil Sie immer gern auf die Unter-
richtsversorgung zu sprechen kommen, will auch 
ich gern einräumen: Ja, heute ist die Unterrichtsver-
sorgung höher als 2012, 2013, 2014, 2015, 2016 
oder 2017. Aber die Jahre 2012, 2013, 2014, 2015, 
2016, 2017, 2018, 2019, 2020, 2021, 2022, 2023 
und 2024 hatten eines gemeinsam: In all diesen 
Jahren ist die Unterrichtsversorgung gestiegen. Und 
was passiert jetzt? – Sie sinkt. Und warum? – Weil 
Sie es so beschlossen haben, Herr Balasus.

(Beifall SPD, FDP und SSW)

Seit acht Jahren verantwortet die Günther-Regie-
rung nun die Bildungspolitik in Schleswig-Hol-
stein. Angesichts des Vorhabens, jetzt Unterricht zu 
reduzieren, könnte man meinen, es laufe alles supi, 
jetzt könnten wir es uns leisten, weniger Unterricht 
in die Schulen zu geben. Aber das Gegenteil ist der 
Fall. Gucken wir uns die Lage einmal an.

Frau Prien ist seit 2017 bis heute zuständig und hat 
es immerhin geschafft, sich für höhere Aufgaben 
ins Gespräch zu bringen. Herzlichen Glückwunsch! 
Aber das liegt wahrscheinlich nicht an den Ergeb-
nissen, die Sie in der Bildungspolitik produzieren.

(Beifall SPD, FDP und SSW)

Nach den Studien geht es bergab. Die Zahl der 
Lehrkräfte ohne abgeschlossene Ausbildung steigt 
in den Grundschulen inzwischen auf 17,3 Prozent. 
17,3 Prozent der Lehrkräfte in unseren Grund-
schulen sind keine ausgebildeten Lehrkräfte. Wir 
sind auf Vertretungslehrkräfte angewiesen.

Gleichzeitig gehen wir schäbig mit ihnen um. Sie 
gehen vor Gericht einen Vergleich nach dem an-
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deren ein, um ein Präzedenzurteil zu vermeiden, 
das dazu führen würde, dass Sie die Vertretungs-
lehrkräfte besser behandeln müssten. Trotzdem sind 
durchaus Menschen ohne Abschluss unbefristet in 
den Schuldienst übernommen worden.

Der Unterrichtsausfall steigt. Der Anteil der nicht 
planmäßig gegebenen Stunden lag in den allge-
meinbildenden Schulen im vergangenen Schuljahr 
bei 12 Prozent. 2016/17 waren es 9,5 Prozent. 
An den berufsbildenden Schulen kommen wir von 
7,2 Prozent auf 13,6 Prozent – ein Plus von 88 Pro-
zent. 88 Prozent mehr Unterrichtsausfall unter Ih-
rer Verantwortung! Die Zahl der Schulabbrecher 
ist von 7,5 Prozent auf 11,4 Prozent gestiegen. 
Der Abiturdurchschnitt ist von 2,41 auf 2,47 ge-
sunken, obwohl inzwischen weniger junge Men-
schen ihr Abitur in Schleswig-Holstein machen als 
2017, nämlich nur noch 40,2 Prozent statt vorher 
41,6 Prozent. Nebenbei haben Sie die Inklusion 
rückabgewickelt, die Exklusionsquote steigt. Und 
den Schulen fehlen Ressourcen, um all diese Trends 
aufzuhalten.

Wie geht es in Zukunft weiter? Die Schülerzah-
len steigen. Im Schuljahr 2023/24 wurden an 795 
öffentlichen allgemeinbildenden und berufsbilden-
den Schulen 368.200 Schülerinnen und Schüler 
beschult. Im aktuellen Schuljahr sind es an 794 
Schulen rund 372.000. Daran merken wir zwei Din-
ge: Die Zahl der Schulen geht zurück. Das kommt, 
weil Schulen im ländlichen Raum stark unter Druck 
stehen und in ihrer Existenz gefährdet sind.

Die Zahl der Schülerinnen und Schüler steigt. Wie 
reagieren Sie darauf? – Sie kürzen Stellen. Das ha-
be ich vorhin schon ausgeführt.

Die Wege zur Stellenkürzung sind unterschiedlich. 
Da werden Lerngruppen größer in der Oberstufe, 
aber auch im DaZ-Bereich. Ausgerechnet bei den 
Schwächsten, die es am nötigsten haben, haben Sie 
sich dafür entschieden, die Lerngruppen zu vergrö-
ßern.

Sie streichen Unterricht, auch das mehr da, wo es 
nötiger wäre: Die Gemeinschaftsschulen tragen den 
dicksten Batzen, Herr Krüger. Ich frage mich, wie 
es Grüne in Schleswig-Holstein verantworten kön-
nen, dass die Gemeinschaftsschulen in Schleswig-
Holstein die größte Last der Einsparungen tragen. 
How dare you?

(Beifall SPD, FDP und SSW)

Dazu kommt, dass Sie das Pflichtfach Informatik 
neu einführen, aber den Schulen nicht die nötigen 
Ressourcen dafür geben, sondern den Schulen sa-

gen: Nehmt euch die Ressourcen aus den ande-
ren Fachbereichen! Das führt zusammen mit den 
Einsparungen in der Sekundarstufe I dazu – ich 
muss es leider sagen –, dass Religion in Schleswig-
Holstein die stärkste Gesellschaftswissenschaft bis 
Klasse 10 ist. Halleluja! Was für ein Signal nach 
300 Jahren Aufklärung!

(Beifall FDP)

Ich habe in Kürze ein Gespräch mit den Kirchen 
zu diesem Thema. Es geht mitnichten darum, dass 
ich Kritik am Religionsunterricht habe, sondern ich 
habe Kritik an Ihrer Politik, die dazu führt, dass 
diese Schwerpunktsetzung erfolgt.

(Beifall SPD und FDP)

Letzter Satz zum Thema KMK-Minimum: Wir sind 
da noch nicht ganz, aber wir nähern uns an. Über-
legen Sie einmal, und gucken Sie nach, wie Sie 
zum Thema Minimum argumentiert haben, als Sie 
das Kitagesetz eingeführt haben und die Frage im 
Raum stattfand, ob sich die Kommunen beim Ki-
tagesetz künftig am Minimum orientieren werden: 
Natürlich nicht, weil es ja um unsere Kinder geht, 
meine Damen und Herren! Erinnern Sie sich daran!

(Beifall SPD und FDP)

Präsidentin Kristina Herbst: 
Für die SSW-Fraktion hat die Abgeordnete Jette 
Waldinger-Thiering das Wort.

Jette Waldinger-Thiering [SSW]: 
Sehr geehrte Frau Landtagspräsidentin! Sehr geehr-
te Damen und Herren! Wir haben oft genug über 
die alarmierenden Ergebnisse verschiedener Bil-
dungsstudien und Aussagen von Bildungsexperten 
gesprochen. Am Ende kommen wir immer zu dem 
gleichen Ergebnis: Nicht nur in Schleswig-Holstein, 
sondern bundesweit ist unser Bildungssystem auf-
grund unterschiedlicher Herausforderungen am Li-
mit.

Im internationalen Vergleich nehmen die Leistun-
gen der Schüler und Schülerinnen in Deutschland 
immer weiter ab. Die Chancengleichheit ist bei uns 
im Vergleich zu anderen Ländern besonders nied-
rig. Immer weniger junge Menschen möchten den 
Beruf der Lehrkraft ergreifen. Und die Mammut-
aufgabe des Ganztags steht uns noch bevor.

Aber statt alle verfügbaren Ressourcen zu nutzen, 
um dem negativen Trend entgegenzuwirken, wird 
ausgerechnet bei der Bildung gespart mit dem Ar-
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gument, dass auch der Bereich Bildung zur Konso-
lidierung beitragen muss.

Ich will nicht abstreiten, dass es seitens der Regie-
rung Maßnahmen gab, um den Bildungsbereich zu 
stärken und dem Lehrkräftemangel entgegenzuwir-
ken. Ein wichtiger Punkt ist hierbei die Ausweitung 
der PerspektivSchulen.

Aber was bringt die Erhöhung von zwei Stunden in 
der Kontingentstundentafel an Grundschulen, wenn 
das Dreifache der Stunden in der Kontingentstun-
dentafel ab der 5. Klasse wieder reduziert wird? 
Obendrauf wird dann noch ein neues Fach einge-
führt und somit noch mehr Druck im Lehrplan er-
zeugt. Es werden Lehrkräftestellen gestrichen, die 
Unterrichtsversorgung reduziert und die DaZ-Klas-
sen vergrößert. Dann wird aktuell auch noch in den 
Kontingentstundentafeln gekürzt. Das geht so nicht.

(Beifall SSW, SPD und FDP)

Es darf nicht noch mehr an der Bildungsqualität 
unserer Kinder gespart werden. Sie brauchen ein 
funktionierendes und stabiles Bildungssystem, da-
mit sie gut gerüstet mit all ihren Fähigkeiten und 
Kompetenzen ins Erwachsenenleben starten kön-
nen.

Mit Blick nach Berlin sollte man die Chance nut-
zen und das Geld, das jetzt zur Verfügung stehen 
wird, auch in Bildung investieren – am besten, in-
dem die im Antrag genannten Schritte umgesetzt 
werden und die Kürzung und Reduzierung zurück-
genommen werden. Auf Bundesebene hat man nun 
erkannt, dass man mit rigorosen Sparmaßnahmen 
nicht weiterkommt, und deshalb werden uns jetzt 
als Land Mittel zur Verfügung gestellt.

Sorgen Sie also für eine stabile Unterrichtsver-
sorgung mit ausreichend Stunden in den Kontin-
gentstundentafeln. Es wird in den Anhörungen 
im Bildungsausschuss immer wieder deutlich, wel-
che zusätzlichen Anforderungen auf das Bildungs-
system zukommen. Verbraucherbildung, Finanzbil-
dung, Medienbildung, Politik- und Demokratiebil-
dung – all das sind Themen, mit denen sich Schulen 
befassen müssen, um eine bestmögliche und lebens-
praktische Ausbildung unserer Kinder zu gewähr-
leisten. Da ist die Einführung des Faches Informa-
tik nur ein Tropfen auf dem heißen Stein und bei 
Kürzungen der Kontingentstundentafeln eher kon-
traproduktiv.

Wir haben so viele tüchtige und engagierte Lehr-
kräfte und Schulleitungen in unserem Land. Die 
versuchen, das Beste aus den zur Verfügung stehen-
den Ressourcen hinzubekommen. Sie zaubern Stun-

denpläne für die Lehrkräfte und Unterrichtspläne 
für die Schüler und Schülerinnen. Das muss wert-
geschätzt und mit allen Kräften unterstützt werden. 
Hier gilt: Viel hilft viel. Mehr Lehrkräfte, mehr 
Unterricht, mehr Multiprofessionalität an Schulen 
und, ja: mehr Geld. Wenn jetzt wieder der Vorwurf 
kommt – er ist ja schon gekommen –, tolle Ideen, 
das würden wir auch gerne alles haben, aber es gibt 
keinen Vorschlag der Finanzierung, hier mein Vor-
schlag: Überlegen Sie sich gut, was Sie mit den zu 
erwartenden Bundesmittel finanzieren wollen und 
wo diese Mittel am besten nachhaltig und zuguns-
ten des Landes eingesetzt werden sollen. Um das 
Thema Bildung werden Sie dabei nicht herumkom-
men.

(Beifall SSW und vereinzelt SPD)

Präsidentin Kristina Herbst: 
Für die Landesregierung erteile ich der Ministerin 
Karin Prien das Wort.

Karin Prien, Ministerin für Allgemeine und Beruf-
liche Bildung, Wissenschaft, Forschung und Kultur: 
Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Wir haben über dieses Thema ja in der 
Haushaltsdebatte bereits intensiv gesprochen. Ich 
habe Ihnen damals gesagt, und ich sage es Ihnen 
auch heute: Keine Kürzung im Bildungsbereich ist 
leicht. Sie ist vor allem nicht leichtfertig, sondern 
alle Kürzungen, die wir vorgenommen haben, sind 
nach intensiver Überlegung und Abwägung getrof-
fen worden.

Weil manche jetzt den Eindruck erwecken, nun ha-
be sich ja durch die Beschlüsse, die der Deutsche 
Bundestag und der Bundesrat getroffen haben, al-
les verändert, will ich ergänzen: Das ist mitnichten 
der Fall, meine Damen und Herren. Die Beschlüs-
se, die getroffen worden sind, betreffen die Infra-
struktur und die Investitionen. Ja, da tun sich neue 
Möglichkeiten auf, und das ist auch gut so und 
wird unserem Land nutzen. Der Ministerpräsident 
hat dazu ja am Mittwoch in der Regierungserklä-
rung Deutliches gesagt. Natürlich wird es darum 
gehen, unsere ökonomischen Chancen besser zu 
nutzen und dadurch nachhaltige Wachstumsimpul-
se zu geben. Die werden natürlich auch im Bil-
dungsbereich erzeugt. Deshalb sind Investitionen 
im Schul- und Hochschulbereich wichtig. Das än-
dert aber gar nichts an der Tatsache, dass sowohl 
der Landeshaushalt als auch der Bundeshaushalt – 
ich will das deutlich unterstreichen – dringend einer 

Schleswig-Holsteinischer Landtag (20. WP) – 86. Sitzung – Freitag, 28. März 2025 6437

(Jette Waldinger-Thiering)

http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d3331&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=R%3D9001&format=WEBVOLLLANG

http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=R%3D9001&format=WEBVOLLLANG



Konsolidierung bedürfen. Das ist leider nach wie 
vor so.

(Beifall CDU – Dr. Kai Dolgner [SPD]: Sie 
vergessen die Erleichterungen für den Lan-
deshaushalt! Das ist der dritte Teil! Das kön-
nen Sie auch erläutern!)

– Ja, es gibt auch Erleichterungen für den Landes-
haushalt, aber Sie wissen, dass wir einen Notkre-
dit haben und hier noch Dinge nachzuziehen ha-
ben. Darauf kommt es mir jetzt an, und da kann 
ich wieder an Frau Waldinger-Thiering anknüpfen: 
Wir werden ganz genau überlegen müssen, wie ge-
nau wir mit möglichen zusätzlichen Mitteln im Bil-
dungsbereich umgehen.
Da stehen riesige Herausforderungen vor uns, näm-
lich: Wir werden in erheblichem Maße wachsen-
de Schülerzahlen haben. Das kommt durch die Ge-
burtenzahlen, die zu einem bestimmten Zeitpunkt 
angewachsen sind. Es kommt aber natürlich auch 
durch weitere zusätzliche Zuwanderung, die uns 
vor große Herausforderungen stellen wird. Darüber 
hinaus sind die Herausforderungen – auch das ist 
heute Morgen gesagt worden – durch die veränderte 
Zusammensetzung der Schülerschaft immens. Heu-
te Morgen haben wir es in der Zeitung gelesen. 
Frau Riecke, da ging es nicht um die Grundschule, 
da ging es um die Frage: Wie sind eigentlich Kin-
der, wenn sie heute in die Grundschule kommen? – 
Da stellen wir fest, dass Kinder in ihren Fähigkeiten 
in dem Alter deutlich hinter den vorhergehenden 
Generationen zurückbleiben. Darauf werden wir 
Antworten geben müssen. Es hat übrigens auch was 
mit Mediennutzung von Eltern und Kindern zu tun, 
aber darüber werden wir noch an anderer Stelle zu 
sprechen haben, meine Damen und Herren.
Darüber hinaus müssen wir auch auf neue Heraus-
forderungen der Berufs- und Lebenswelt eingehen. 
Natürlich brauchen wir ein Fach Informatik. Wer 
wollte das bestreiten?

(Beifall CDU und vereinzelt BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Das bedeutet doch natürlich, dass wir an anderen 
Stellen weniger machen müssen. Wir können doch 
nicht in der Schule immer nur Neues obendrauf 
schaffen. Das ist doch gerade das Problem unserer 
Schulen, dass wir sie total überfordern, weil wir 
eben immer wieder neue Anforderungen stellen.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Meine Damen und Herren, ich will etwas zu den 
zukünftigen Schwerpunkten sagen. Wir werden 

uns vor allem um die Kita und den Übergang Ki-
ta–Grundschulen im Bereich der Sprachförderung, 
der Förderung von Vorläuferkompetenzen kümmern 
müssen, weil wir es sonst nicht in den Griff kriegen 
werden. Deshalb setzen wir in Schleswig-Holstein, 
und zwar trotz Konsolidierung, auf mehr Sprachför-
derung im Übergang. Wir setzen auf eine bessere 
Förderung der basalen Kompetenzen in der Grund-
schule, aber übrigens auch in den weiterführenden 
Schulen. Das ist auch dringend erforderlich.
Die Kürzungen der Kontingentstunden sind genau 
so gemacht worden, dass gerade die Förderung der 
basalen Kompetenzen weiter erfolgen kann. Wir 
haben zum Beispiel in den Gemeinschaftsschulen, 
Herr Habersaat, natürlich nicht die Pool- und Dif-
ferenzierungsstunden rausgenommen, um den be-
sonderen Herausforderungen, die an dieser Stelle 
bestehen, eben gerecht zu werden. Wir haben das 
Startchancen- und PerspektivSchul-Programm aus-
gebaut.
Weil ich nicht mehr sehr viel Zeit habe, will ich 
sagen: Wir werden auch darauf achten, dass wir 
bei der Unterrichtsversorgung vor allem die Grund-
schulen im Blick haben. Es wird uns gelingen, 
die Unterrichtsversorgung an den Grundschulen mit 
dem neuen Planstellenzuweisungsverfahren, das 
heute veröffentlicht werden wird, deutlich über 100 
Prozent, eher bei 102 Prozent zu haben. Damit 
erreichen wir das Ziel, das Sie ja zu Recht gefor-
dert haben, und setzen den klaren Schwerpunkt in 
der Grundschule. Das wird in Zukunft notwendig 
sein: Wir müssen bildungsökonomisch gucken, wo 
die Mittel am effektivsten, am wirksamsten einge-
setzt sind. Das ist das Gebot der Stunde in Zeiten 
schwieriger Haushaltskonsolidierung.
Lassen Sie mich noch einen Satz zu Quantität und 
Qualität sagen: Ja, es wird auch darum gehen, mehr 
auf die Qualität im Unterricht zu achten. Lehrkräfte 
müssen ihren Unterricht zukünftig noch mehr so 
ausgestalten, dass die Frage der Wirksamkeit im 
Vordergrund steht. Das müssen wir unseren Lehr-
kräften abverlangen. Dazu gehört eben auch, dass 
wir uns dazu entschieden haben – das ja gemeinsam 
in diesem Parlament beschlossen haben –, dass wir 
zunehmend auf Lernstandserhebungen zu Anfang 
von Klasse 1, zu Anfang von Klasse 5, aber auch in 
allen anderen Jahrgangsstufen setzen. Diese Lern-
standserhebungen verbinden wir mit individuellen 
Förderangeboten für Kinder und Jugendliche. Wir 
werden dazu zukünftig immer stärker digitale In-
strumente nutzen.
Deshalb kann man mit einer Ausgestaltung des 
Unterrichtes, die wir so in Schleswig-Holstein in 
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Grundschule und in den weiterführenden Schulen 
machen, einen qualitativ besseren Unterricht ma-
chen. Hier setzen wir an. Den Politikunterricht, den 
WiPo-Unterricht, werden wir nicht kürzen, meine 
Damen und Herren. Das wäre in dieser Zeit falsch. 
Aber im Übrigen bleibe ich dabei: Die Kürzungen, 
die wir vorgenommen haben, sind verantwortbar. 
Wir werden sie nicht einfach nur zurücknehmen, 
sondern genau anschauen, wo wir wirksamere, bes-
sere Förderung in unsere Schulen bringen. – Ich 
danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall CDU und vereinzelt BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Präsidentin Kristina Herbst: 
Die Redezeit wurde um eine Minute ausgedehnt. 
Besteht noch Bedarf? – Das sehe ich nicht. Dann 
schließe ich die Beratung.

Eine Ausschussüberweisung war nicht vorgesehen. 
Ich komme daher zur Beschlussfassung in der Sa-
che über den Antrag der Fraktionen von FDP, SPD 
und SSW, Drucksache 20/3014 (neu) – 2. Fassung. 
Wer dem zustimmen will, den bitte ich um das 
Handzeichen. – Das sind die Fraktionen von SPD, 
FDP und SSW. Gegenstimmen? – Bei Gegenstim-
men der Fraktionen von CDU und BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN ist der Antrag damit abgelehnt.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, begrüßen Sie 
mit mir gemeinsam Besucherinnen und Besucher 
auf der Tribüne. Das sind zum einen Rainer Engel-
mann, Vorsitzender des Landeverbands der Musik-
schulen in Schleswig-Holstein,

(Beifall)

sowie Schülerinnen und Schüler des Friedrich-
Schiller-Gymnasiums Preetz

(Beifall)

und Schülerinnen und Schüler des Schulzentrums 
Sylt auf Einladung der Abgeordneten Silke Back-
sen.

(Beifall)

Ich rufe Tagesordnungspunkt 35 A auf:

Bericht über das Rahmenkonzept Ganztag als 
auch den Entwurf der Förderrichtlinie für die 
Betriebskosten

Antrag der Fraktionen von SPD, FDP und SSW
Drucksache 20/3092

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? – Das 
ist nicht der Fall.
Mit dem Antrag wird ein Bericht in dieser Tagung 
erbeten. Ich lasse zunächst darüber abstimmen, ob 
dieser Bericht in dieser Tagung gegeben werden 
soll. Wer dem zustimmen will, den bitte ich um das 
Handzeichen – Das ist einstimmig. Dann verfahren 
wir so.
Ich erteile das Wort für die Landesregierung der 
Ministerin für Allgemeine und Berufliche Bildung, 
Wissenschaft, Forschung und Kultur Karin Prien.

Karin Prien, Ministerin für Allgemeine und Beruf-
liche Bildung, Wissenschaft, Forschung und Kultur: 
Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Mit der gestrigen Veröffentlichung des päd-
agogischen Rahmenkonzepts zur Ganztagsbildung 
und ‑betreuung in Schleswig-Holstein gehen wir 
einen entscheidenden Schritt hin zu einem guten, 
qualitativ hochwertigen Ganztag und damit zu mehr 
Bildungsgerechtigkeit. – Insofern kann ich gleich 
an die Debatte anschließen, die wir soeben geführt 
haben. – Das ist ein Ziel, für das Bund, Land 
und Kommunen gemeinsam Verantwortung tragen. 
Entsprechend ist der Ganztag übrigens auch Gegen-
stand der Gespräche, die zurzeit in Berlin geführt 
werden.
Ohne das Engagement aller Beteiligten wären wir 
in Schleswig-Holstein jetzt nicht an diesem Punkt. 
Wir sind übrigens eines der ersten Länder, die zu 
diesem Thema überhaupt etwas veröffentlichen.
Ich möchte mich zunächst einmal bei allen herzlich 
bedanken. Ich danke den rund 400 Teilnehmerinnen 
und Teilnehmern der Regionalkonferenzen, die wir 
in der Zeit zwischen Dezember 2023 und März 
2024 durchgeführt haben und die uns wertvollen 
Input geliefert haben.
Ich möchte den kommunalen Landesverbänden, 
dem Sozialministerium sowie den Mitgliedern der 
AG Ganztag herzlich danken, daneben aber selbst-
verständlich auch den Vertretungen der Schulen, 
der Schulaufsichten, der Schulträger, der freien Ju-
gendhilfe, den Gewerkschaften, den Eltern, dem 
Landessportverband, der kulturellen Bildung, aber 
auch dem Dänischen Schulverein.
Mein Dank geht aber auch an den Landtag und ins-
besondere den Bildungsausschuss; auch dort haben 
wir ja Fragen des Ganztags mehrfach miteinander 
erörtert.
Das nun veröffentlichte Rahmenkonzept ist das 
Ergebnis eines intensiven Diskussions- und Erörte-
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rungsprozesses aller Beteiligten, und er hat sich ge-
lohnt. Wir werden diesen Prozess fortsetzen.
Meine Damen und Herren, natürlich berichte ich 
auch gern auf Einladung von Fraktionen zum Ganz-
tagskonzept. Ich werde in der CDU-Fraktion vortra-
gen, aber ich komme auch gerne in die anderen 
Fraktionen, soweit sie dies wünschen.

(Beifall CDU und vereinzelt BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Unser Rahmenkonzept setzt auf drei Aspekten 
der Qualitätsentwicklung von Schule auf, nämlich 
erstens auf der Entwicklung von Wohlbefinden 
und Persönlichkeit von Kindern und Jugendlichen, 
zweitens auf der Sicherung von Chancengerechtig-
keit und drittens auf der Kompetenz- und Leis-
tungsentwicklung unserer Schülerinnen und Schü-
ler. – Das sind übrigens die drei wesentlichen Ziele, 
die wir in unserem gesamten Schulsystem kohärent 
verfolgen.
Es geht also darum, Bildungs- und Teilhabechancen 
junger Menschen zu erhöhen, Kinder individuell 
dabei zu unterstützen, ihre Fähigkeiten und Neigun-
gen zu entwickeln, sie bedürfnisorientiert auf ihrem 
Weg zu begleiten und Benachteiligungen abzubau-
en, indem Unterricht mit ergänzenden Angeboten 
wie Freizeitaktivitäten und Projekten verbunden 
wird.
Schließlich geht es beim Ganztag natürlich und 
nicht zuletzt darum, die bessere Vereinbarkeit von 
Familie und Beruf zu fördern. Das ist natürlich eine 
wichtige Antwort auf die Fachkräftefrage, die wir 
zu lösen haben.
Der Weg zu einem solchen Verständnis von Ganz-
tagsbildung in der Schule und bei allen Beteiligen 
ist zweifellos eine große Herausforderung. Die bis-
herige Schul- und Unterrichtskultur muss sich wei-
terentwickeln. Wir brauchen ein neues Verständnis 
vom Arbeiten im multiprofessionellen Team – und 
das in Zeiten des Fachkräftemangels. Hier stehen 
insbesondere die Schulträger vor großen Herausfor-
derungen.
Bildung und Erziehung sind heute eben nicht mehr 
allein die Aufgabe von Lehrkräften. Notwendig ist 
das multiprofessionelle Team an Schule, damit es 
gelingt, Vormittag und Nachmittag besser zu ver-
zahnen und im Sinne der Schülerinnen und Schüler 
besser miteinander zu agieren.
Die Gestaltung der schulischen Ganztags- und Be-
treuungsangebote erfolgt insbesondere in Zusam-
menarbeit von Schule, Schulträger und Jugendhilfe, 
aber eben auch – ganz wichtig für uns in Schles-

wig-Holstein – durch die Kooperation von Schulen 
mit den außerschulischen Partnern des Sports, aber 
auch der kulturellen Bildung.
Mit unserem Rahmenkonzept und den darin enthal-
tenen Hinweisen und Empfehlungen wollen wir 
diesen Veränderungsprozess unterstützen. Wir ge-
ben den Schulen, den Schulträgern, den Kooperati-
onspartnern und den weiteren Akteuren des Ganz-
tags Anregungen, wie ein solcher Prozess gelingen 
kann, und wir berücksichtigen zugleich die großen 
Herausforderungen, vor denen die Schulträger bei 
der Gewinnung des zusätzlichen Personals stehen.
Parallel zum Rahmenkonzept haben wir gemein-
sam mit den kommunalen Landesverbänden inten-
siv an einer Förderrichtlinie gearbeitet. Sie greift 
die Aspekte des Rahmenkonzepts auf und setzt 
die im Eckpunktepapier vom 20. September 2023 
zwischen Land und Kommunen getroffenen Verein-
barungen für die Schaffung eines rechtsanspruchs-
erfüllenden Ganztags- und Betreuungsangebot um.
Empfehlungen allein reichen natürlich nicht aus. 
Es braucht für diesen Prozess finanzielle Anreize, 
damit es sich für die Beteiligten lohnt, sich auf den 
Weg der Qualitätsentwicklung zu machen, die wir 
im Rahmenkonzept beschrieben haben.
Die Förderrichtlinie beschreibt daher für das rechts-
anspruchserfüllende Ganztags- und Betreuungsan-
gebot eine Förderkulisse mit unterschiedlichen Mo-
dellen und Pro-Kopf-Pauschalen, die sich an be-
stimmten Qualitätsmerkmalen orientieren; diese ha-
be ich im Übrigen bereits im Dezember 2024 an 
dieser Stelle vorgestellt.

(Beifall CDU und vereinzelt BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN – Zuruf SPD)

Es geht um die Gruppengrößen, den Fachkräftean-
teil, die Zusammenarbeit mit den Kooperationspart-
nern, die Angebote zur Gesundheits- und Persön-
lichkeitsförderung, die Angebote zur Stärkung der 
basalen Kompetenzen sowie zum freien Spiel und 
die eigenständige Freizeitgestaltung mit pädagogi-
scher Begleitung.
Die Richtlinie enthält Regelungen zu den landes-
einheitlichen Elternbeiträgen mit Sozialstaffel und 
Geschwisterermäßigung. Sie berücksichtigt die be-
sonderen Bedürfnisse von Schülerinnen und Schü-
lern mit festgestelltem Förderbedarf.
Die Modelle berücksichtigen den unterschiedlichen 
Entwicklungsstand der Ganztagsschullandschaft in 
Schleswig-Holstein. Es gibt also auch niedrig-
schwellige Übergangsmodelle, das allerdings zeit-
lich befristet; dies war gerade den kommunalen 
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Landesverbänden ganz besonders wichtig. Wir wol-
len den Ganztag sukzessive qualitativ weiterentwi-
ckeln.
Das Beteiligungsverfahren für die Förderrichtlinie 
haben wir wie angekündigt in dieser Woche eröff-
net. Die Ressorts, der Landesrechnungshof sowie 
die Ersatzschulverbände haben eine Frist bis zum 
7. Mai 2025 zur Stellungnahme. Die kommuna-
len Landesverbände haben eine verlängerte Anhö-
rungsfrist von neun Wochen geltend gemacht; diese 
endet am 28. Mai 2025.
Selbstverständlich werden wir über die Förderricht-
linie auch in der Arbeitsgemeinschaft Ganztag spre-
chen, und zwar am 9. April 2025; am 4. Juni 2025 
werden wir damit im Landesschulbeirat sein. Wir 
haben uns vorgenommen, im Bildungsausschuss 
und im Sozialausschuss über die Richtlinie am 
10. Juli 2025 mit Ihnen zu sprechen, nachdem die 
Richtlinie entsprechend in der Anhörung kommen-
tiert worden ist.
Unser Ziel ist es, die Richtlinie noch vor den Som-
merferien 2025 zu veröffentlichen, sodass sie plan-
mäßig zum 1. Januar 2026 – denn darüber reden 
wir – in Kraft treten kann. – Meine Damen und 
Herren, das ist der Plan; das ist das, was wir uns 
vorgenommen hatten. Daran hat sich überhaupt gar 
nichts verändert.
Mit der Veröffentlichung des Rahmenkonzepts und 
dem Start des Beteiligungsverfahrens für die För-
derrichtlinie sind wir jetzt einen großen Schritt vor-
angekommen. Ich danke noch einmal allen Betei-
ligten.

(Beifall CDU und vereinzelt BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Präsidentin Kristina Herbst: 
Ich eröffne die Aussprache und kann mitteilen, dass 
die vereinbarte Redezeit um zwei Minuten 15 Se-
kunden erweitert wird. – Zunächst hat das Wort für 
die SPD-Fraktion der Abgeordnete Martin Haber-
saat.

Martin Habersaat [SPD]: 
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Vielen Dank, Frau 
Bildungsministerin; vielen Dank für diesen Bericht 
im Schleswig-Holsteinischen Landtag – hier gehört 
er hin!

(Beifall SPD, FDP und SSW)
Wir sprechen heute über Verschiedenes: sowohl 
über das vor einigen Stunden veröffentlichte päd-

agogische Rahmenkonzept für den Ganztag als 
auch über die Finanzierungsrichtlinie, über die We-
ge zu diesen Vorlagen – und damit über den Um-
gang der Günther-Regierung nicht nur mit dem Par-
lament, sondern mit allen am Ganztag Beteiligten 
und schließlich der Öffentlichkeit.

(Beifall SPD, FDP und SSW)

Ich freue mich wirklich, dass, nachdem das Recht 
auf Ganztag bereits im Jahr 2021 beschlossen wur-
de, heute nun endlich ein pädagogisches Rahmen-
konzept für die Gestaltung des Ganztags vorliegt.

Ich freue mich für all diejenigen, die nun, nach fünf 
Jahren Wartezeit, endlich wissen, wohin die Reise 
gehen soll, wie sie den Ganztag gestalten sollen, 
und endlich knapp 500 Tage vor dem Inkrafttreten 
des Rechtsanspruchs loslegen können.

Die Bilanz der Landesregierung zur Umsetzung des 
Ganztagsanspruchs ist ernüchternd. Meine Damen 
und Herren, das im Koalitionsvertrag versproche-
ne und für den räumlichen Ganztagsausbau wichti-
ge Musterraumprogramm, das für unsere Schulen 
Standards setzen sollte, gibt es nicht. Ideen, wie 
Schule als Lebens- und als Arbeitsort aussehen soll, 
wurden im Koalitionsvertrag versprochen, aber bis-
her nicht geliefert. Das pädagogische Rahmenkon-
zept ließ zu lange auf sich warten und kam jetzt; 
verschiedene und verpasste Fristen sowie ein ab-
solut enttäuschender Fachtag im November 2024 
kennzeichneten die Wartezeit bis heute.

Ohne zu wissen, wie die Ganztagsräume eigent-
lich aussehen und welchen pädagogischen Ansprü-
chen sie genügen sollen, startete im letzten Jahr 
immerhin das Förderprogramm für den räumlichen 
Ausbau. Es war bereits nach kürzester Zeit über-
zeichnet. Den Kommunen zufolge droht eine Voll-
bremsung für den Ganztagsausbau. Der Ablauf des 
Förderverfahrens mit nächtlichen Fristen und Wind-
hundverfahren, dessen Eingang per Schichtung im 
Briefkasten – Sie erinnern sich – ausgewertet wird, 
ist das Gegenteil von solider Regierung.

(Beifall SPD, Jette Waldinger-Thiering 
[SSW] und Dr. Michael Schunck [SSW])

Meine Damen und Herren, die Schulträger regen 
sich zu Recht auf. Es ist doch völlig offensicht-
lich, dass das Recht auf Ganztag am Ende in jeder 
Grundschule in Schleswig-Holstein umgesetzt wer-
den muss!

(Beifall Beate Raudies [SPD])
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Da können Sie doch nicht sagen, dass Sie nur ein 
paar Grundschulen für den Ganztag räumlich fit 
machen, meine Damen und Herren.

(Beifall SPD und Jette Waldinger-Thiering 
[SSW])

Frau Schmachtenberg, eines wird sich an der Stel-
le zeigen. Es wird sich zeigen, was das Wort des 
Ministerpräsidenten wert ist, der den kommunalen 
Landesverbänden andere Zusagen als einen gede-
ckelten Topf für den Ausbau nur einiger Grund-
schulen gemacht hat.

Es bleiben noch die Betriebskosten des Ganztags. 
Eine Förderrichtlinie mit den Schulträgern – geeint, 
abgesprochen oder ihnen zumindest seit Längerem 
bekannt – gibt es bisher nicht. Jetzt gibt es aber 
immerhin einen Entwurf, und wir sind guter Dinge, 
dass es nun zu einer geeinten Richtlinie kommen 
wird.

Wir sprechen heute über die Idee, das Rahmenkon-
zept exklusiv auf einer mehrere Tausend Euro teu-
ren Veranstaltung der CDU-Landtagsfraktion vor-
zustellen, meine Damen und Herren.

(Beifall SPD und Jette Waldinger-Thiering 
[SSW] – Zuruf CDU)

Ich sage es Ihnen ganz klar, auch wenn Sie manch-
mal einen anderen Eindruck haben: Das Land ge-
hört Ihnen nicht; auch nicht bei guten Wahlergeb-
nissen, Herr Koch.

(Beifall SPD, SSW und Dr. Heiner Garg 
[FDP] – Zuruf Lukas Kilian [CDU])

Dass man das der CDU Schleswig-Holstein über-
haupt wieder sagen muss, ist eine Blamage.

(Beifall SPD – Zuruf CDU)

Vom unterschiedlichen Umgang der Landesregie-
rung mit Veranstaltungen der CDU-Fraktion und 
der SPD-Landtagsfraktion will ich heute gar nicht 
ausführlich anfangen, sondern nur eine kurze An-
ekdote erzählen. Vor ungefähr einem Jahr lud 
die SPD-Landtagsfraktion zu einer Veranstaltung 
ein, in der es um den bescheidenen Umgang der 
Landesregierung mit Vertretungslehrkräften in die-
sem Land ging. Diese Einladung haben wir an al-
le Schulen in Schleswig-Holstein geschickt. Eine 
Stunde später gab es eine Rundmail aus dem Minis-
terium an alle Schulen,

(Zuruf Dr. Heiner Garg [FDP])

die davor warnte, diese Einladung anzunehmen 
oder sie weiterzuleiten.

(Zuruf)

Ich weiß, dass Sie zu Ihrer Veranstaltung auch alle 
Schulen eingeladen haben, und ich bin sehr daran 
interessiert zu erfahren, ob es eine Stunde später 
eine vergleichbare Mail aus dem Ministerium an 
alle Schulen gab, meine Damen und Herren.

(Beifall SPD, FDP und SSW)

Das werden wir mithilfe einer Akteneinsicht her-
ausfinden können, die bei Weitem nicht so drama-
tisch ist wie alles, was rund um Northvolt passiert. 
Sie könnte aber interessante Erkenntnisse mit sich 
bringen, und wir werden sie nächste Woche im Bil-
dungsausschuss beantragen.

Schließlich sprechen wir hier aber auch über das 
Rahmenkonzept selbst.

(Zuruf CDU: Na immerhin!)

Erstens. Der Ganztag muss an jeder Grundschule 
stattfinden – ich sagte das bereits –, und Sie wer-
den Wege finden müssen, die Räume an jeder 
Grundschule zu ertüchtigen. Sie können im Ganz-
tag sechsjährige Kinder nicht den ganzen Tag im 
Klassenraum sitzen lassen, meine Damen und Her-
ren!

(Beifall SPD und Jette Waldinger-Thiering 
[SSW])

Zweitens. Eine erste Prüfung hat für mich ergeben, 
dass Ihr Konzept offensichtlich sehr stark auf grup-
penbezogene Angebote setzt. Es scheint mir an den 
meisten Grundschulen in Schleswig-Holstein heute 
aber nicht die Realität zu sein, dass man den Ganz-
tag in Gruppen gestaltet. Da sind mehr offene An-
gebote die Regel.

(Zuruf Martin Balasus [CDU])

Drittens. Es scheint, dass die Schulbegleitung bis-
her nur mit einem Halbsatz vorkommt und die ei-
gentlichen Probleme noch nicht gelöst sind.

Wie der Weg zu mehr Fachkräften und zu mehr 
Qualität tatsächlich funktionieren wird, ist mir noch 
nicht ganz klar. Die Diskussion beginnt aber auch 
erst jetzt, und sie beginnt öffentlich. Das ist gut so. 
– Vielen Dank für die Aufmerksamkeit.

(Anhaltender Beifall SPD und SSW)

Präsidentin Kristina Herbst: 
Für die CDU-Fraktion hat der Abgeordnete Martin 
Balasus das Wort.
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Martin Balasus [CDU]: 
Sehr geehrte Frau Landtagspräsidentin! Liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Zuallererst möchte ich 
mich bei der Ministerin herzlich für ihren Bericht 
bedanken, und ich möchte mich natürlich bei all 
denjenigen bedanken, die bei diesem Mammutpro-
jekt des pädagogischen Rahmenkonzepts sowie bei 
der Richtlinie mitgewirkt haben.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Bei der Gesamtschau eines Großprojekts ist es na-
türlich so, dass sich die Opposition einzelne Punkte 
heraussucht, die sie kritisieren möchte. Wenn man 
sich das ganze Tableau anschaut, kommen wir zu 
der Schlussfolgerung, dass unglaublich viele positi-
ve Aspekte enthalten sind. Ich nenne nur ein Bei-
spiel. Wir freuen uns besonders, dass das Rahmen-
konzept Ganztag die Kinder, ihr Wohlbefinden und 
ihre Lern- und Persönlichkeitsentwicklung in den 
Mittelpunkt rückt.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN – Beate Raudies [SPD]: Das ist selbst-
verständlich!)

Der Ganztag ist eine gewaltige Chance, die Schule 
von einem Lern- zu einem Lebensort weiterzuent-
wickeln und so einem ganzheitlichen Bildungsan-
spruch gerecht zu werden. Bewegungsangebote, 
Sport und Ruhephasen sind genauso Bestandteile 
wie die Förderung basaler Kompetenzen, Deutsch 
als Zweitsprache und eine durchgängige Sprachbil-
dung. Dabei wird bewusst auf die Kooperation 
mit externen Partnern, die das Angebot bereichern, 
und auf das Einbinden außerschulischer Lernorte 
gesetzt.

Der Ganztag soll unsere Kinder bei ihrer Entwick-
lung unterstützen, sodass ein Schwerpunkt eben-
falls auf die Chancengerechtigkeit gelegt wird. Lie-
be Kolleginnen und Kollegen, das Rahmenkonzept 
denkt den Kosmos Schule also vom Kinde aus. Die 
Richtlinie trägt der Heterogenität innerhalb der Bil-
dungslandschaft in Schleswig-Holstein Rechnung.

Mancherorts ist der Ganztag bereits gelebte Pra-
xis. Ich erinnere mich nur an Norderstedt, wo wir 
uns einen Ganztagsbetrieb einmal ausführlich ange-
schaut haben.

(Zuruf Malte Krüger [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN])

Dort ist man sehr breit aufgestellt. Das ist nur ein 
Beispiel; es gibt auch viele andere Beispiele. An 
anderen Orten im ländlichen Raum – zum Beispiel 

bei mir im Dorf – steckt der Ganztag hingegen noch 
in den Kinderschuhen. Da gibt es bis jetzt nur ein 
Betreuungsangebot. Genau das soll eben ab 2026 
zu einem vielfältigen Angebot ausgerollt werden.

Dazu wurden sechs Modelle mit festen Kriterien – 
zum Beispiel Fachkräfte, Gruppengröße, Angebote 
zur Sprachförderung und so weiter – entwickelt. 
Dabei werden bewusst Anreize geschaffen, um die 
Qualität vor Ort weiterzuentwickeln. Es ist also 
kein starres Modell, sondern es gibt Anreize, in 
die nächste Stufe aufzusteigen und so den Ganztag 
vor Ort zum Wohle unserer Kinder weiterzuentwi-
ckeln. Zudem wird es landeseinheitliche Elternbei-
träge mit Sozialstaffel und Geschwisterermäßigung 
geben.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, dass dieses hoch-
komplexe Werk Zeit braucht, ist doch ganz klar. 
Auf der schon mehrfach genannten Regionalkonfe-
renz im November letzten Jahres wurde sowohl für 
das pädagogische Rahmenkonzept als auch für die 
Richtlinie das erste Quartal 2025 genannt, und – 
das wurde eben gesagt – beides wurde gestern pu-
blik gemacht – das Konzept auf der Homepage, 
und die Richtlinie ging in das Beteiligungsverfah-
ren und an den Bildungsausschuss.

Natürlich wollen wir als CDU-Fraktion, als die 
Kommunalpartei, dieses so wichtige bildungspoli-
tische Thema aufgreifen. Ganz klar, es ist auch 
irgendwie logisch: Das öffentliche Interesse ist 
selbstverständlich groß. Wir haben schon mehrfach 
im Plenum über den Ganztag gesprochen. Aus 
diesem Grund findet am nächsten Mittwoch, am 
2. April 2025, also nach Ablauf des ersten Quar-
tals, ein Förderforum zum Ganztag statt. Es war 
überhaupt nicht unser Anspruch, die Richtlinie als 
Erste vorzustellen oder über sie ins Gespräch zu 
kommen. Das war überhaupt nicht so. Wir haben 
uns an dieser Frist orientiert.

(Zurufe SPD)

Es hieß erst: Ende des ersten Quartals. Das läuft 
jetzt aus. In der nächsten Woche beginnt der April. 
Dann sind wir im zweiten Quartal, und daher haben 
wir den Termin für die Veranstaltung so festgelegt.

(Beifall CDU – Zurufe SPD)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir freuen uns 
auf die Anregungen, die Rückmeldungen und die 
hilfreichen Hinweise aus dem Beteiligungsverfah-
ren, sodass Schleswig-Holstein ab 2026 nicht nur 
dem Rechtsanspruch auf Ganztag gerecht wird, 
sondern auch den vielfältigen Bedürfnissen unserer 
Kinder. – Vielen Dank.
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(Beifall CDU und vereinzelt BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Präsidentin Kristina Herbst: 
Für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN hat 
der Abgeordnete Malte Krüger das Wort.

Malte Krüger [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Frau Ministerin, vie-
len Dank für den Bericht. 2026 startet der Rechts-
anspruch auf Ganztagsbetreuung in der Grund-
schule, und damit steht Schleswig-Holstein vor ei-
nem Meilenstein. Für Familien bedeutet der Ganz-
tag Vereinbarkeit von Beruf und Kindern, und für 
die Kinder bedeutet er mehr Bildungsgerechtigkeit.
Um den Rechtsanspruch zu erfüllen, unternehmen 
der Bund, das Land, die Kommunen, die Schulen 
und die Träger gemeinsam große Anstrengungen. 
Vor allem die Kommunen stehen vor großen Fra-
gen und Herausforderungen, die aber unbedingt an-
gegangen werden müssen, denn die Ganztagsgrund-
schule erhöht die Chancengerechtigkeit und baut 
Benachteiligungen ab, indem sie den Kindern unab-
hängig von ihrem Elternhaus auch über den regulä-
ren Schulunterricht hinaus einen Zugang zu einem 
Bildungs- und Betreuungsprogramm verschafft.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Mit dem Ganztag wollen wir eine Schulkultur för-
dern, die das Wohlbefinden und damit die Bedürf-
nisse der Kinder in den Mittelpunkt stellt. Uns ist 
wichtig, die Kinder in ihrer Persönlichkeitsentwick-
lung zu unterstützen. Die Ganztagsgrundschule un-
terstützt die erfolgreiche Bildung von Kindern, in-
dem sie zum Beispiel über formale und non-forma-
le Angebote individuelle Interessen, Neigungen und 
Fähigkeiten ausbaut und die Kompetenz- und Leis-
tungsentwicklung der Kinder fördert. Non-formale 
Bildung umfasst zum Beispiel organisierte Lernan-
gebote außerhalb des staatlichen Bildungssystems. 
Das kann zum Beispiel ein Umweltworkshop einer 
Naturschutzorganisation sein, in dem Kinder spie-
lerisch den nachhaltigen Umgang mit Ressourcen 
lernen.
Für uns Grüne ist klar: Der Ganztag muss inklusiv, 
kindgerecht und qualitativ hochwertig sein.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Ganztagsangebote verbinden Lernen mit Bewe-
gung, Kreativität und sozialen Erfahrungen. Sie 
schaffen Raum für das, was Schule allein nicht 
leisten kann. Vormittag und Nachmittag müssen ge-
winnbringend miteinander verknüpft werden. Dabei 

legen wir Grüne besonderen Wert auf einen inklusi-
ven Ganztag.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Der Ganztag bietet für Inklusion eine riesige Chan-
ce. Wir Grüne wollen, dass wir diese Chance nut-
zen. Alle Kinder sollen im Ganztag ihrem Unter-
stützungsbedarf entsprechend begleitet und geför-
dert werden. Darum haben wir uns für kleine Grup-
pen und pädagogisch hochqualifiziertes Personal 
eingesetzt. Ich erwarte beim Ganztag mehr als rei-
ne Betreuungseinrichtungen mit Mittagessen und 
Hausaufgabenzeit. Bewegung, Kultur und Musik 
sollen obligatorisch sein. Damit Ganztag gelingt, 
braucht es die Sportvereine, Musikschulen und Kul-
turinitiativen vor Ort. Diese Kooperationen müssen 
wir stärken.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, Tobi-
as Koch [CDU] und Cornelia Schmachten-
berg [CDU])

Wir reden heute viel über Betriebskostenrichtlini-
en und das Rahmenkonzept. Diese bilden die Vor-
aussetzungen für all das. Das Land übernimmt 
75 Prozent der Betriebskosten und unterstützt In-
vestitionen in Gebäude und Ausstattung mit über 
92 Millionen Euro – deutlich mehr als viele andere 
Bundesländer. Das nun gestern vom Bildungsminis-
terium veröffentlichte Rahmenkonzept rückt Kin-
der in den Mittelpunkt und gibt dem Nachmittag 
ein pädagogisches Fundament. Mit einem pädago-
gischen Fachkräftemix, Fortbildungsangeboten und 
verbindlichen Qualitätsstandards gestalten wir den 
Ganztag. Kinder sollen mitreden. Beteiligung und 
Selbstbestimmung müssen fest verankert sein, und 
wir Grüne finden das richtig und nehmen das sehr 
ernst.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Der Rechtsanspruch auf Ganztagsbetreuung ist ein 
ehrgeiziges Vorhaben. Jetzt geht es um die konkrete 
Umsetzung. Fast alle Grundschulen haben bereits 
ein Betreuungsangebot am Nachmittag. Wir star-
ten also mit guten Voraussetzungen. Der Rechtsan-
spruch ist eine große Chance, und die Erwartungen 
sind immens hoch. Wir wollen, dass am Ende vor 
allem die Kinder zufrieden sind.

Die SPD kritisiert regelmäßig, dass Schleswig-Hol-
stein zu langsam sei. Auch mir geht es oft nicht 
schnell genug, aber so zu tun, als ob wir im Norden 
langsamer wären als alle anderen Bundesländer, 
wird der Sachlage nicht gerecht. Das Bundesbil-
dungsministerium hat in dem Bericht der Bundes-
regierung zum Ausbaustand der ganztägigen Bil-
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dungs- und Betreuungsangebote für Grundschulkin-
der Folgendes geschrieben, ich zitiere:

„Auch wenn der aktuelle Ausbaustand nur 
näherungsweise dargestellt werden kann und 
die Entwicklung der Betreuungswünsche der 
Eltern weiter beobachtet werden muss, wird 
dennoch deutlich, dass sich die Ausbaubemü-
hungen von Ländern und Kommunen weiter 
verstärken müssen. Dies gilt vor allem für die 
westdeutschen (Flächen-)Länder.“

Das heißt, alle westdeutschen Bundesländer müs-
sen beim Ausbau schneller werden und dafür bes-
sere Grundlagen schaffen. Aber natürlich müssen 
wir auch insbesondere in Schleswig-Holstein besser 
werden.

(Martin Habersaat [SPD]: Wir klatschen so-
lange! – Vereinzelter Beifall CDU und Bei-
fall Martin Habersaat [SPD] – Dr. Kai Dolg-
ner [SPD]: Digitalisierungsopfer!)

– Vielen Dank an die SPD-Fraktion für die freund-
liche Unterstützung.

(Beifall SPD)

Wir haben im Vergleich in Schleswig-Holstein 
nicht die beste Ausgangslage. Der geschätzte pro-
zentuale Bedarf an Ganztagsplätzen liegt laut dem 
Bericht der Bundesregierung bei einem steigenden 
Bedarf der Eltern bei satten 60 Prozent. Das ist 
deutschlandweit der höchste Wert, gefolgt von Bay-
ern mit 54 Prozent. Schleswig-Holstein hat bei al-
len Szenarien den höchsten Platzbedarf an Ganz-
tagsplätzen. Dies alles muss uns hier im Landtag 
bewusst sein, weil das bedeutet, dass jeder in den 
Ganztagsausbau investierte Euro eine Investition in 
unsere Schüler_innen ist und Schleswig-Holstein 
so gleichzeitig dem riesigen Platzbedarf Rechnung 
trägt.

Die Landesregierung hat mit dem Rahmenkonzept 
eine Grundlage geschaffen, um diesen Weg nun zu 
beschreiten. In dieser Woche hat das Ministerium 
außerdem den Förderrichtlinienentwurf ins Beteili-
gungsverfahren gegeben. Wir haben den Entwurf 
als Bildungsausschuss zur Kenntnis erhalten. Der 
Entwurf enthält einige gute Punkte, zum Beispiel 
die vorgesehene finanzielle Unterstützung für Kin-
der mit sonderpädagogischem Förderbedarf. Auch 
dass die Einbindung von Kooperationspartnern wie 
Sportvereinen und Musikschulen durch eine zusätz-
liche finanzielle Zuwendung gestärkt wird, finden 
wir richtig und wichtig.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Insgesamt begrüßen wir den Vorschlag der Landes-
regierung, mit differenzierten Pro-Kopf-Pauschalen 
zu arbeiten. Dadurch werden einerseits bestehende 
Strukturen nicht zerschlagen und andererseits finan-
zielle Anreize geschaffen, sich zum Beispiel bei 
der Personalqualifikation zu verbessern, um in die 
nächsthöhere Zuschussgruppe zu kommen. Meines 
Wissens sind wir das erste Flächenland, das jetzt 
einen Förderrichtlinienentwurf für den kommenden 
Ganztagsrechtsanspruch vorlegt.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
CDU)

Damit nehmen wir eine Vorreiterrolle ein, auf die 
andere Bundesländer schauen werden. Sie können 
von unserem Modell lernen, es übernehmen oder 
weiterentwickeln. Dieser ganze Prozess ist kein 
Sprint. Er ist kein Marathon, sondern er ist, ehr-
lich gesagt, ein Triathlon. Wir sollten Ruhe bewah-
ren, sachlich miteinander reden, parlamentarisch 
um die besten Argumente streiten, damit wir für 
unsere Schüler_innen das Beste herausholen. – Vie-
len Dank.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, CDU 
und vereinzelt SPD)

Präsidentin Kristina Herbst: 
Für die FDP-Fraktion hat die Abgeordnete Anne 
Riecke das Wort.

Anne Riecke [FDP]: 
Verehrte Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen 
und Herren! Schon wieder ist es so: Es fehlen ei-
nem die Worte zu der Vorgehensweise.

(Beifall FDP, SPD und SSW)

Das haben auch die letzten Tage im Austausch mit 
den kommunalen Landesverbänden und zukünfti-
gen Kooperationsträgern gezeigt. Denen fehlen die 
Worte. Sie haben sich in den letzten Tagen ausrei-
chend zu der desaströsen Kommunikationspolitik 
der Landesregierung geäußert. Die Frage, die sich 
mir aufdrängt, lautet: Sind die Richtlinien eigent-
lich gestern Abend veröffentlicht worden, weil wir 
diesen Dringlichkeitsantrag gestellt haben?

(Beifall FDP und vereinzelt SSW)

Inhaltlich können wir jetzt in weniger als 24 Stun-
den keine Debatte führen, sondern wir müssen noch 
einmal die Vorgehensweise besprechen.

Fest steht, dass Ganztagsschulangebote bereits exis-
tieren, dass sich die Akteure vor Ort seit Jahren 
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dafür einsetzen und verantwortungsvolle Partner im 
Bereich der Ganztagsbetreuung sind.

(Beifall FDP, SSW und vereinzelt SPD)
Unsere Kommunen haben sich nämlich schon lange 
auf den Weg gemacht, vor Ort Angebote für unsere 
Kinder, für unsere Schülerinnen und Schüler zu ma-
chen. Sie haben in die Gebäudeinfrastruktur inves-
tiert, Träger gesucht und mit Schule, Schulträgern 
und Kommunen sowie mit vielen Kooperationspart-
nern vor Ort verlässliche Konzepte entworfen. Da 
scheinen die Richtlinien, die präsentiert werden 
und eine Neuerung aufzeigen oder gar ein innovati-
ves Konzept darstellen sollen, mehr auch als eine 
Schelte für die Akteure vor Ort.
In der Fläche mussten kommunale Mandatsträger 
sehr für die bereits jetzt existierenden Strukturen 
kämpfen. Aber sie haben sich gemeinschaftlich auf 
den Weg gemacht, weil sie damals schon Angebo-
te geschaffen haben, weil sie die Zeichen der Zeit 
erkannt und die Notwendigkeit gesehen haben. Die 
fehlende Transparenz und die mangelnde Kommu-
nikation seitens der Landesregierung führten nur 
dazu, dass es zu einem Vertrauensverlust in die Po-
litik kommt und dieser zu einer Entfremdung der 
Betroffenen führt.
Das, was nun passiert, hat rein gar nichts mit einer 
Kooperation auf Augenhöhe zu tun. Die Koopera-
tionspartner, die dringlich auf die Förderrichtlini-
en gewartet haben, werden doch bereits durch die 
Kommunen aufgefangen und mitfinanziert, damit 
Angebote vor Ort stattfinden, weil die Finanzierung 
durch das Land nämlich nicht verlässlich sicherge-
stellt ist. Viele Verbände, die eine entscheidende 
Rolle spielen, sollen ab dem Jahr 2026 liefern. Die-
se sehen die Richtlinien jetzt zum ersten Mal und 
konnten sie noch nicht prüfen. Das werden sie nach 
eigener Aussage aber sicherlich in den kommenden 
Wochen machen – ich hoffe, gründlich.
In wichtigen Teilen gibt es keine Einigung zwi-
schen Land und Kommunen. Wir sehen hier viele, 
viele Wünsche des Landes, von denen wir bis jetzt 
nicht wissen, ob diese von den Kommunen seriös 
finanziert werden können. Die Schulträger organi-
sieren seit Jahren den Ganztag erfolgreich aus ei-
gener Kraft und benötigen dabei keine seitenlange 
Wunschliste, kein Wunschkonzert des Landes.
Das Land sollte den Schulträgern viel mehr Ver-
trauen entgegenbringen. Je mehr Parameter in die 
Finanzierung eingerechnet werden, desto größer ist 
die Gefahr, dass wir wieder ein Bürokratiemonster 
schaffen und den Bürokratieaufbau weiter voran-
treiben.

(Beifall FDP und SSW)
Ohne geeignete Räume vor Ort sind alle Wünsche 
nach einer Betreuung nicht der Rede wert, also Ma-
kulatur.
Was ebenfalls in der Richtlinie auffällt, ist, dass die 
Schulträger nun ohne Fachpersonal starten können. 
Das ist in einigen Bereichen so. Diese sollen dann 
zum Schuljahr 2027/2028 ausgedient haben. Bereits 
jetzt haben wir ein funktionierendes Netzwerk aus 
Trägern, Elternverbänden und Vereinen, die dann 
scheinbar ihre Schuldigkeit getan haben. Das ist für 
viele dieser Vereine und Elternvereine ein Schlag 
ins Gesicht. Für viele sowie für die Elternschaft 
ist sie in Anbetracht der starren Finanzierung, die 
dort vorgegeben ist, sowie des fehlenden Personals 
unrealistisch.
Es sollte eine offene und ehrliche Diskussion ge-
ben, um sicherzustellen, dass Ganztagsangebote be-
darfsgerecht implementiert werden können. Zudem 
ist noch nicht klar, was sich im Bereich der Förder-
richtlinien dazu abzeichnet, ob und wie Schule vor 
Ort eine Rolle bei der Ausgestaltung spielen kann 
und darf. Das, was unsere Schulträger und Kom-
munen sowie die Kooperationspartner jetzt brau-
chen, ist Planungssicherheit und finanzielle Unter-
stützung.

(Beifall FDP)
Meine Damen und Herren, das Ganze wirkt gera-
de nämlich wie eine bittere Pille, die geschluckt 
werden muss. Aber es gibt keinen Beipackzettel, 
in dem Risiken und Nebenwirkungen ausgewiesen 
sind. – Danke schön.

(Beifall FDP und vereinzelt SPD)

Präsidentin Kristina Herbst: 
Für die SSW-Fraktion hat die Abgeordnete Jette 
Waldinger-Thiering das Wort.

Jette Waldinger-Thiering [SSW]: 
Sehr geehrte Landtagspräsidentin! Sehr geehrte Da-
men und Herren! Erst einmal möchte ich mich bei 
der Ministerin für ihren Bericht zu dem Rahmen-
konzept bedanken. Dann möchte ich mich bei al-
len Anwesenden hier im Hohen Hause bedanken, 
dass Sie unserem Dringlichkeitsantrag zugestimmt 
haben.

(Beifall SSW, FDP, vereinzelt BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN und SPD)

Wieso hat die Opposition diesen Dringlichkeitsan-
trag eingebracht? Wir sind bei der Durchsicht der 
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Einladung zu Ihrem FördeForum darüber gestol-
pert, dass dort stand, dass sowohl das Rahmenkon-
zept als auch die Förderrichtlinie im Entwurf vor-
liegen. Wer hat eigentlich eine Informationspflicht? 
Wer entscheidet über ein Rahmenkonzept und eine 
Förderrichtlinie? Im Endeffekt ist es das Parlament, 
es sind die Abgeordneten. Man stellt sich dann als 
Opposition diese Frage: Wie kann eine regierungs-
tragende Fraktion, auch wenn sie die größte hier im 
Hause ist, eine öffentliche Veranstaltung mit Unter-
lagen und mit Konzepten machen?

(Tobias Koch [CDU]: Ohne Unterlagen und 
Konzepte!)

– Dann steht das verkehrt in Ihrer Einladung.
(Beifall FDP)

Präsidentin Kristina Herbst: 
Frau Abgeordnete, gestatten Sie eine Zwischenfra-
ge/Anmerkung des Herrn Abgeordneten Koch?

Tobias Koch [CDU]: Frau Kollegin, bevor 
die Verwirrung bei Ihnen überhandnimmt: Es 
ist öffentlich bekannt, auch aus den Anfragen 
des Kollegen Habersaat, dass das Rahmen-
konzept zum ersten Quartal vorliegen soll.
(Martin Habersaat [SPD]: Das ist die zehnte 
Frist!)
Das ist Ihnen seit Dezember 2024 so mitge-
teilt worden. In der Tat gingen wir davon aus, 
dass diese Zusagen auch eingehalten werden. 
Wir haben in den Kalender gesehen und ha-
ben festgestellt, dass das erstes Quartal am 
31. März 2025 endet. Wir sind davon ausge-
gangen, dass dann die Unterlagen vorliegen 
werden.
(Zurufe FDP)
– Sie müssen nicht neidisch sein, wenn wir 
gut sind und schnell sind und in Gespräche 
eintreten wollen.
(Beifall CDU – Unruhe und Zurufe)
Im Vertrauen darauf – deswegen auch mein 
großer Dank an das Bildungsministerium und 
an die Ministerin –, dass diese Unterlagen 
wie angekündigt zum ersten Quartal vorlie-
gen werden, haben wir zum 2. April 2025, 
also einem Termin im zweiten Quartal, ein-
geladen, um schnellstmöglich mit allen Ab-
geordneten ins Gespräch einzutreten. Daran 
sollten wir alle ein Interesse haben.
(Beifall – Unruhe)

Präsidentin Kristina Herbst: 
Herr Abgeordneter Koch, Sie stehen bitte während 
der Beantwortung der Frage.

Jette Waldinger-Thiering [SSW]: 
Also, ich bin nicht verwirrt. Ich freue mich über 
Ihre Feststellung beziehungsweise die Frage oder 
das Statement, wie auch immer Sie das formuliert 
haben möchten. Ich bin nicht verwirrt. Ich habe ge-
lesen, was ich gelesen habe. Wir müssen uns doch 
alle miteinander wirklich einmal ehrlich machen: 
Wenn wir diesen Dringlichkeitsantrag nicht ge-
schrieben hätten, dann wären auf unserem E‑Mail-
Server gestern Morgen, als wir ins Plenum gingen 
und mit der Tagung anfingen, nicht die ersten Mails 
aus dem Bildungsministerium und gestern Abend 
dann das Rahmenkonzept eingegangen.

(Unruhe)
Wenn es tatsächlich so gewesen wäre, dass das Bil-
dungsministerium die Frist eingehalten hätte, dann 
hätten wir die Sachen vielleicht heute ganz normal 
mit dem Anmeldeschluss zu Ihrer Veranstaltung 
vorliegen gehabt.

(Martin Balasus [CDU]: So viele Konjunkti-
ve! – Unruhe SPD – Zuruf Dr. Kai Dolgner 
[SPD])

Oder wir hätten eine Info gehabt,
(Zuruf SPD: Genau!)

dass die Bildungsministerin am kommenden Mon-
tag, das wäre tatsächlich Ende des ersten Quartals 
gewesen, eine Pressekonferenz mit Vorstellung des 
Rahmenkonzeptes und dem Entwurf der Förder-
richtlinie geben wolle.

(Zuruf Cornelia Schmachtenberg [CDU])
– Hätte, hätte, Fahrradkette! – Das ist genau der 
Ausgangspunkt, worüber wir heute reden. Uns lag 
nichts vor.
Sie planen eine Veranstaltung.

(Unruhe CDU)
Dann hätten Sie uns einfach schon längst in Kennt-
nis darüber setzen können, dass die Dinge kommen.

(Zuruf Martin Balasus [CDU] – Lukas Kilian 
[CDU]: Oh Mann, oh Mann!)

Da wir aber wissen, dass immer wieder die Frist-
verlängerung kommt, haben wir uns dazu genötigt 
gefühlt, genau darauf zu gucken. Insofern ist alles 
gut.
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(Beifall SSW und Dr. Heiner Garg [FDP])

Das ist nicht „oh Mann, oh Mann“, und das ist auch 
nicht „oh Frau, oh Frau“.

(Heiterkeit Dr. Heiner Garg [FDP] – Lukas 
Kilian [CDU]: Oh jemine!)

Wir haben so häufig darüber gesprochen, dass wir 
endlich das Rahmenkonzept für den Ganztag fertig 
haben müssen! Wir müssen die Förderrichtlinie fer-
tig haben, damit alle, die am Ganztag beteiligt sind, 
wissen, worauf sie sich zum Beginn des Jahres 
2026/27 verlassen können.

Wenn ich mir heute die Debatte anhöre, dann wer-
den wir am 10. Juli 2025 im Bildungsausschuss 
darüber in der Hoffnung diskutieren, dass die 
Ministerin vielleicht nach den Sommerferien sagt, 
dass am 1. Januar 2026 alles fertig sein wird, sodass 
die Schulträger in die Umsetzung gehen können.

Was die Schulträger an Bedenken haben, sind rie-
sengroße Voraussetzungen dafür, dass Ganztag ge-
lingen kann. Das sind nicht nur die Betriebskosten, 
das sind auch die Kosten, die man benötigt, um 
Räumlichkeiten zu bauen.

Wenn der Kollege Krüger sagt: „Ja, für uns Grü-
ne ist es auch wichtig, dass es inklusiven Ganztag 
gibt“, sage ich: Ja, für uns als SSW auch, aber das 
bedeutet auch, kære venner, dass die Schulträger 
die Möglichkeit haben, gewisse Barrierefreiheit zu 
etablieren. Wenn sie erst Anfang 2026 die Richtlini-
en bekommen und wissen, was sie dafür an finan-
zieller Unterstützung bekommen, ist es für viele 
Schulen einfach schwierig, das bis zum Anfang des 
Schuljahres 2026/2027 umsetzen zu können.

Ich weiß, es ist echt eine Mammutaufgabe. Wir 
haben viele Schulträger, die sich da schon auf den 
Weg gemacht haben. Aber bei all den Herausfor-
derungen, die wir haben, nützt es auch nicht zu 
sagen: Wir sind da das erste Bundesland, und wir 
sind dann schon richtig weit. – Wieso müssen wir 
das? Wenn es passt, sind wir das erste Bundesland, 
und wenn es nicht passt, wollen wir uns nicht mit 
den anderen vergleichen. Wir müssen gucken: Was 
schärfen wir in unserem Bundesland? – Daran soll-
ten wir uns messen.

(Beifall Dr. Michael Schunck [SSW] und 
Dr. Heiner Garg [FDP])

Die Kollegin Anne Riecke hat es schon gesagt: Die 
kommunale Familie ist nicht begeistert von dieser 
Vorgehensweise. Wir wissen: Es liegt eine riesen-
große Herausforderung darin, das mit denen zusam-
men fertigzukriegen. Deshalb darf der Entwurf der 

Richtlinie niemals zerredet werden. Denn es muss 
mit der kommunalen Familie zu einem Erfolg ge-
führt werden, weil das nun einmal unsere Schulträ-
ger vor Ort sind. Bei allen Herausforderungen, die 
wir haben, möchte ich dazu auffordern, dass genau 
das nicht passiert, nämlich dass die Richtlinie zerre-
det wird, sondern dass man sich konstruktiv zusam-
mensetzt und sie zuendebringt.

Ja, wir brauchen alle noch ein paar Wochen Zeit, 
um uns da durchzuarbeiten, um zu gucken, was 
alles tatsächlich darin steht. Nichtsdestotrotz wer-
den wir das machen, dann hoffentlich noch vor 
der Sommerpause eine vernünftige Debatte dazu 
führen, und sachlich sind wir immer.

Auf diesem Weg möchte ich mich schon einmal bei 
allen Akteuren bedanken, ob es nun der Sportver-
band ist oder unsere kulturelle Bildung, unsere Mu-
sikschulen, bei allen, die etwas damit zu tun haben. 
Ich möchte mich bei all denen, die genauso über-
rascht davon waren – nicht nur die Opposition –, 
was in dieser Einladung stand, dafür bedanken, dass 
sie daran festhalten, immer noch weiter arbeiten 
und vor allen Dingen konstruktiv mitarbeiten. Das 
ist superwichtig, damit das hier gelingt und wir ein 
Stück weit bessere Bedingungen im Ganztag bezie-
hungsweise in unseren Bildungseinrichtungen und 
vor allen Dingen auch eine bessere Vereinbarkeit 
von Familie und Beruf bekommen werden. Denn 
dann können sich die Familien tatsächlich darauf 
verlassen, dass es auch in Zukunft eine gute Ganz-
tagsschule gibt, an der man sein Kind oder seine 
Kinder guten Gewissens lassen kann.

Opposition und ein Dringlichkeitsantrag sind 
manchmal richtig gut; das war der erste in meiner 
Zeit im Bildungssektor – insofern: Ja, hat gut funk-
tioniert.

(Beifall SSW, SPD, FDP und vereinzelt 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Präsidentin Kristina Herbst: 
Zu einem Kurzbeitrag hat die Abgeordnete Eka von 
Kalben das Wort.

Eka von Kalben [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Ich 
bedanke mich auch sehr herzlich für den Bericht, 
Frau Ministerin. Ich bin wirklich froh, dass es im 
Bereich Ganztag weitergeht. Denn das ist aus mei-
ner Sicht eines der wichtigsten Themen, wenn wir 
bei der Bildungsgerechtigkeit weiterkommen wol-
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len. Das hat mich schon immer sehr dabei angetrie-
ben, Politik zu machen.
Ich habe mich noch einmal in meiner Rolle als 
Sprecherin für Inklusion meiner Fraktion gemeldet. 
Ich konnte das Konzept auch nur kurz überfliegen, 
wie wir alle. Da stehen zu dem Bereich wirklich 
schon sehr gute Dinge drin. Ich freue mich, dass Sie 
das im Auge haben und in den Blick nehmen.
Ich möchte aber noch einmal sehr eindringlich da-
für werben, dass wir praxistaugliche Lösungen fin-
den. In diesem ganzen Ganztagsbereich stehen wir 
immer vor dem Problem: Wir wollen auf der einen 
Seite eine hohe Qualität, die wir pädagogisch auch 
brauchen, und auf der anderen Seite haben wir ein-
fach das faktische Problem des Geldes. Gut, da gibt 
es unterschiedliche Zukunftswünsche und Perspek-
tiven, was jetzt mit der Schuldenbremse passiert 
oder nicht.
Viel dringlicher finde ich aber – das nehme ich 
in allen Gesprächen wahr, in denen ich mit Wohl-
fahrtsverbänden und anderen spreche – den Fach-
kräftemangel. Selbst, wenn wir jetzt doppelt so viel 
Finanzen hätten, hätten wir nicht die Menschen.
Deshalb lautet meine eindringliche Bitte, dass wir 
bei der Gestaltung des Ganztags dafür sorgen, dass 
Kinder mit besonderem Förderbedarf, Kinder mit 
einer Behinderung, Kinder mit Beeinträchtigungen 
nicht mittags nach Hause gehen müssen, weil das 
Personal nicht mehr da ist.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
vereinzelt SPD)

Das ist sowohl für die Kinder als auch für die 
Eltern eine wirklich wichtige Voraussetzung dafür, 
dass sie am Ganztag gut teilnehmen können. Das 
scheitert eben häufiger an Fachkräften als am Geld. 
Deshalb meine Bitte – wir haben gerade den Be-
richt dazu gesehen, auch was Schulbegleitung und 
die Idee, das zu poolen angeht; Sie sind ja auch im 
Gespräch mit den Kommunen, das finde ich super – 
das beim Ganztag mitzudenken. Auch nachmittags 
brauchen wir aus meiner Sicht diese Poolbildung. 
Wir werden mit den bisherigen Konzepten, die wir 
haben, diese Probleme nicht lösen. Das ist meine 
ganz eindringliche Bitte. – Vielen Dank.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SSW 
und Anne Riecke [FDP])

Präsidentin Kristina Herbst: 
Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich 
schließe die Beratung. Ich stelle fest, dass der Be-
richtsantrag Drucksache 20/3092 durch die Bericht-

erstattung der Landesregierung seine Erledigung 
gefunden hat. Ein Antrag ist nicht gestellt. Der Ta-
gesordnungspunkt ist damit erledigt.

Die Parlamentarischen Geschäftsführer haben mit-
geteilt, dass der Tagesordnungspunkt 34 abgesetzt 
worden ist.

(Beifall Christopher Vogt [FDP])

Ich rufe also den Tagesordnungspunkt 21 auf:

Camping in Schleswig-Holstein stärken – 
Kleinstcampingplätze wieder möglich machen

Antrag der Fraktion der FDP
Drucksache 20/3040

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? – Das 
ist nicht Fall.

Ich eröffne die Aussprache, und das Wort für die 
FDP-Fraktion hat die Abgeordnete Annabell Krä-
mer.

Annabell Krämer [FDP]: 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Werte Kollegen! 
Sonntag kommt die lang ersehnte Sommerzeit end-
lich wieder. Wir alle wissen natürlich, dann wird 
was gemacht?

(Zuruf: Geschlafen!)

– Dann werden die Uhren vorgestellt und die Cam-
per werden rausgeholt. Dieses Wochenende lädt 
nun wirklich dazu ein, das erste naturnahe Wochen-
ende in Schleswig-Holstein zu erleben.

Ich möchte einmal Urlaubsberichte zitieren:

„In der Nähe vieler Minicamps gibt es wun-
derschöne Orte, … die oft nur die Einheimi-
schen kennen“.

„Von deinem Zelt oder Wohnmobil aus … 
direkten Blick in die Natur … in Wäldern, … 
Feldern, an einem See.“

„… dieser Urlaub war einfach anders: Keine 
festen Stellplätze, … Wiese … Obstgarten. 
… Morgens … von Hühnern geweckt, tags-
über … halfen wir spontan bei der Kartoffel-
ernte … abends am Lagerfeuer Stockbrote … 
Ganz ehrlich: Besser geht Camping nicht – 
mitten in der Natur. Nächstes Jahr kommen 
wir definitiv mit dem Wohnwagen zurück!“

– So schildern Camper ihre Urlaubserfahrungen in 
Österreich sowie in Baden-Württemberg, Bayern 
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und vielen anderen Bundesländern – aber eben lei-
der nicht in Schleswig-Holstein.

Wir Freie Demokraten wollen, dass das Landesna-
turschutzgesetz dahin gehend geändert wird, dass 
diese Art von Campingurlaub auf landwirtschaftli-
chen Hofstellen wieder genehmigungsfähig wird.

(Beifall FDP und SSW)

Im Landesnaturschutzgesetz war bis 2016 geregelt, 
dass bis zu sechs Monate fünf Camper auf einer 
Hofstelle stehen durften. Dieser § 37 wurde durch 
die Küstenkoalition geändert. Jetzt sind nur noch 
Zelte bis maximal 35 Personen erlaubt.

Begründung war damals – die Begründung ist in-
teressant –, dies entspreche der Veränderung der 
Lebensgewohnheiten. – Aha, wessen geänderten? 
Es folgte eine sinnvolle Frist der Duldung – wäh-
rend der Coronazeit, Sie alle wissen es, hatte man 
sich in der Jamaikakoalition darauf geeinigt –, dass 
bis 2022 diese Kleinstcampingplätze geduldet wer-
den, sofern keine Flächen in Schutzgebieten betrof-
fen – natürlich ist Naturschutz einzuhalten, Küsten-
schutzstreifen, Biotope, da geht das alles nicht – 
und natürlich der Brandschutz, die Ver- und Entsor-
gung sowie die Erreichbarkeit für Rettungsdienste 
gewährleistet waren. Genau das war der richtige 
Weg.

Wir geben Jahr für Jahr Haushaltsmittel, damit 
Schulen Bauernhöfe besuchen, aber verhindern, 
dass Kinder im Urlaub einen landwirtschaftlichen 
Betrieb zu verstehen lernen.

(Beifall FDP – Zuruf Sandra Redmann 
[SPD])

Wir wünschen uns eine bürokratiearme – und hier 
ist das Wichtige, lassen Sie uns doch mal was Neu-
es wagen – Wiederbelebung dieser Kleinstcamping-
plätze, natürlich unter Einhaltung gewisser Stan-
dards: Hygiene, Natur, Lärmschutz – ich erwähn-
te es alles. – Gucken Sie nicht so grimmig, Herr 
Minister.

(Heiterkeit FDP und Sybilla Nitsch [SSW])

Müllentsorgung muss natürlich geregelt sein, Toi-
lettenstandards sind über Ausstattung der Wohnmo-
bile oder aber Bereitstellung vor Ort zu gewährleis-
ten.

(Sandra Redmann [SPD]: Das ist ja sehr na-
turnah!)

– Ja, meinen Sie, die Bauern gehen nicht auf Toilet-
te? Verstehen Sie mich richtig: Die Einhaltung die-
ser minimalen Anforderungen ist festzuschreiben. 

Die Umsetzung sollte jedoch ohne Bürokratiewahn-
sinn erfolgen und schon gar nicht über neue Bebau-
ungspläne. Was für ein Wahnsinn!

Wagen wir doch einfach einmal weniger Bürokra-
tie! Gehen wir doch mal neue Wege in Schleswig-
Holstein.

(Beifall FDP und Dr. Michael Schunck 
[SSW])

Ich meine, das macht uns sogar Markus Söder in 
Bayern vor, da können wir doch nicht nachstehen.

(Zurufe – Zuruf Dr. Kai Dolgner [SPD])

Die Einhaltung der Anforderungen wäre somit 
nicht durch Anträge, Dokumentationen und Sonsti-
ges zu verschriftlichen und zu genehmigen. Wie 
wäre es denn, wenn die Verwaltung grundsätzlich 
unterstellen würde, dass die Betreiber von Kleinst-
campingplätzen alle erforderlichen Anforderungen 
einhalten, ohne dass sie große Dokumentations- 
und Nachweispflichten einhalten müssen? Das wä-
re doch mal etwas, oder? Man müsste lediglich 
den Kleinstcampingplatz anzeigen. Sofern natürlich 
selbstverständlich der Verdacht im Raum steht, dass 
diese Anforderungen nicht erfüllt werden, kann die 
Verwaltung jederzeit Kontrollen durchführen, und 
dann sollte es natürlich auch empfindliche Bußgel-
der geben.

Stärken wir doch den Binnentourismus. Wir haben 
alle gesehen, dass wir leider im letzten Jahr – 
eigentlich das erste Mal – in Schleswig-Holstein 
rückläufigen Tourismus erleben mussten. Die Reha-
Kliniken haben es so ein bisschen aufgefangen.

(Zuruf Sandra Redmann [SPD])

– Beruhigen Sie sich, Frau Redmann, Sie sind be-
stimmt gleich dran.

(Sandra Redmann [SPD]: Ich gucke aber 
nicht grimmig!)

Stärken wir den Binnentourismus unbürokratisch! 
Ermöglichen wir auch den Campern in Schleswig-
Holstein, weitere Facetten unseres schönen Bun-
deslandes kennenzulernen. Das wäre doch einmal 
etwas, um wirklich unseren Binnentourismus in 
Schleswig-Holstein zu stärken; denn wir alle wis-
sen, Urlauber möchten nicht mehr lange an einem 
Ort bleiben, möchten nicht unbedingt lange an einer 
Destination sein. Geben Sie doch den Bürgern und 
den Urlaubern bei uns die Chance, Schleswig-Hol-
stein auf einem neuen Weg kennenzulernen, Natur 
zu erleben und Umweltschutz vor Ort zu praktizie-
ren und zu erleben.
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Ich danke Ihnen ganz herzlich für die Aufmerk-
samkeit. Ich freue mich mit Ihnen gemeinsam auf 
dieses sonnige Wochenende, auf die Sommerzeit 
und auf eine fantastische Camping- und Tourismus-
Saison in unserem wunderschönen Schleswig-Hol-
stein. – Ich danke Ihnen für die Aufmerksamkeit.

(Beifall FDP, SSW, Rixa Kleinschmit [CDU] 
und Heiner Rickers [CDU] – Sandra Red-
mann [SPD]: Schönes Wochenende? – Das 
sagt die Richtige!)

Präsidentin Kristina Herbst: 
Für die CDU-Fraktion hat der Abgeordnete Peer 
Knöfler das Wort.

Peer Knöfler [CDU]: 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen, 
liebe Kollegen! Ich bin nicht ganz so optimistisch 
was das Wetter am Wochenende betrifft, was das 
Grillen betrifft schon, aber nicht, was das Wetter 
betrifft.
Wir sprechen heute über einen Antrag der Kolle-
gin Krämer von der FDP-Fraktion, die gern wieder 
Kleinstcampingplätze – und dann war ich etwas 
verwirrt zwischendrin, oder vielleicht Pop-up-Cam-
pingplätze? – erlauben beziehungsweise einfacher 
genehmigt haben wollte. Es war für mich etwas un-
verständlich, weil die Erlebensbeschreibungen eher 
in Richtung Pop-up-Camping gingen.

(Annabell Krämer [FDP]: Ne, ne!)
Das ist grundsätzlich ein gutes Ansinnen, allerdings 
in meinen Augen etwas aus der Zeit gefallen, nach 
jetziger Lage sind wir da schon etwas weiter. Die-
se Frage war in der Coronazeit aktuell beziehungs-
weise auf der Tagesordnung. Ihr Sitznachbar, der 
jetzige Kollege und damalige Wirtschaftsminister 
Buchholz, erinnert sich sicherlich noch an die da-
maligen Diskussionen in der Regierung und der 
Jamaikakoalition, speziell auch mit mir und in den 
entsprechenden Arbeitskreisen. Daran erinnert er 
sich sicherlich noch.

(Dr. Bernd Buchholz [FDP]: Selbstverständ-
lich!)

Dass sich die FDP und die CDU in der Thema-
tik, wie man zum Landesnaturschutzgesetz stehen 
kann, nahe sind, das ist, glaube ich, unstrittig und 
muss nur einmal genannt werden.
Das Gesetz wurde im Jahr 2016 in meinen Augen 
verschlimmbessert, und es fiel lange nicht auf, was 
dabei in dieser Thematik festgelegt wurde. In Co-

ronazeiten, wie anscheinend heute auch, waren es 
Privatinteressen, die dazu führten, dass ein Ball 
ins Rollen gebracht wurde und in dem Fall dann 
Kleinstcampingplätze, die zuvor noch fleißig Ge-
nehmigungen erhalten haben, plötzlich ausgebremst 
wurden und deren Betrieb untersagt wurde. Der 
dann noch in der Coronazeit gefundene Kompro-
miss ermöglichte es den Betreibern, innerhalb ei-
ner zweijährigen Übergangszeit Bauleitplanungen 
zu durchlaufen oder durchlaufen zu lassen, die si-
cherlich nicht als bürokratiearm zu bezeichnen

(Annabell Krämer [FDP]: Richtig!)
und in meinen Augen auch nicht problemlösend 
sind.
Diese Verfahren sind nun von einigen Vorhabenträ-
gern durchlaufen worden und meist geheilt. Jetzt 
so einen unwahrscheinlich kreativen Vorschlag wie 
den vorliegenden Antrag zu machen, hat wissent-
lich mal wieder ausschließlich den Sinn, zu versu-
chen, Zwietracht in der Regierungskoalition zu sä-
en.

(Annabell Krämer [FDP]: Das ist doch 
Schwachsinn!)

Natürlich ist es schon schwer zu erkennen, wieso 
bis zu 35 Zelte einer Gruppenreise – vielleicht ja 
eine Klassenreise – oder bis zu 35 gemeinsam rei-
senden Wohnmobilen

(Zuruf Annabell Krämer [FDP])
mit gleichem Start- und Zielpunkt okay bezie-
hungsweise nach dem Landesnaturschutzgesetz ge-
nehmigungsfähig sind, aber fünf ortsfeste Dauer-
camperwohnwagen nicht – wobei man immer noch 
sagen muss, die meisten landwirtschaftlichen Be-
triebe, bei denen das stattfand, lagen im Außenbe-
reich, und da hat der Naturschutz durchaus einen 
anderen Stellenwert.

(Annabell Krämer [FDP]: Das ist doch nicht 
automatisch Naturschutz, wenn es im Außen-
bereich ist!)

Da kommt dann das Baurecht in Betracht bezie-
hungsweise ins Spiel. Erstere sind keine, zweitere 
sind ortsfeste Bauten, was korrekt ist und ähnlich 
wie bei Hausbooten, die baurechtlich als Wohnen 
auf dem Wasser gesehen werden.
Daraus folgt, dass eine Bauleitplanung aufgestellt 
werden muss, die auch schnell mal 25.000 Euro 
kostet, was dann sicherlich mehr als unwirtschaft-
lich ist. Die meisten ehemaligen Fünferplätze waren 
im Außenbereich auf landwirtschaftlichen Flächen, 
ich sagte es bereits, zu finden, wo sie als mitge-
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zogene Nutzung beziehungsweise Betrieb geführt 
wurden. Dass die Auflagen natürlich dann nicht 
einem Campingplatz entsprechen, also ohne Brand-
schutzkonzepte und andere bei Campingplätzen zu 
erbringenden Auflagen, ist durchaus anzuerkennen, 
aber bürokratiearm ist es nicht.
Für mich erschließt sich bis heute die Änderung 
des Landesnaturschutzgesetzes in diesem Punkt 
nicht. Ich sehe keinen Punkt, der in der Vergan-
genheit diesbezüglich die Natur belastet hat. Ich 
schlage deshalb vor, im für den Campingtourismus 
zuständigen Wirtschaftsausschuss zu überlegen, wie 
dieses gravierende Thema behandelt werden könn-
te, wie zum Beispiel die Genehmigungsverfahren 
stärker verschlankt werden können und die Lan-
desregierung eventuell ihren Beitrag dazu leisten 
kann. Der Umwelt- und Agrarausschuss und der In-
nen- und Rechtsausschuss sollten dabei mitberatend 
sein.

Präsidentin Kristina Herbst: 
Herr Abgeordneter, gestatten Sie eine Zwischenfra-
ge oder Anmerkung der Abgeordneten Krämer?

Peer Knöfler [CDU]: 
Bitte.

Annabell Krämer [FDP]: Ich kann Ihnen, 
ehrlich gesagt, nicht richtig folgen, aber es 
ist wahrscheinlich dem geschuldet, dass Sie 
nicht auf meine Rede eingegangen sind, son-
dern gerade Ihr fertiges Skript vortragen. Erst 
kritisieren Sie, was ich möchte. Ich möchte 
die Rücknahme der Änderung von 2016 qua-
si und zusätzlich noch eine bürokratiearme 
Genehmigung. Und jetzt sagen Sie, die Än-
derung von 2016 finden Sie auch nicht gut. 
Also, ich verstehe jetzt nicht ganz, inwiefern 
Sie nicht der Meinung sind, dass das, was ich 
vorgetragen habe, genau der richtige Weg ist.

– Ich habe doch gerade gesagt, dass es denkbar ist, 
dass es für den Ausschuss interessant ist und wir 
es vertiefend besprechen können und dass wir dann 
das Ganze zu einer Lösung führen können. Das ist 
meine Hoffnung. Trotzdem kann ich diese verklärte 
Situation, begonnen in der Coronazeit oder mit der 
Änderung des Landesnaturschutzgesetzes, bis heu-
te durchaus beschreiben. Und das habe ich getan, 
nichts anderes.

(Beifall Heiner Rickers [CDU] – Heiner Ri-
ckers [CDU]: Sehr gut!)

Genauso schön, und das wäre eigentlich die Ant-
wort darauf gewesen, wie als letzter Redner auf 

Empfängen zwischen dem Publikum und dem Buf-
fet zu stehen, ist es hier, zwischen Ihnen und dem 
Wochenende zu stehen. Entsprechend wünsche ich 
Ihnen ein schönes Wochenende. – Vielen Dank.

(Beifall CDU, Oliver Brandt [BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN] und Dirk Kock-Rohwer 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Präsidentin Kristina Herbst: 
Ein paar Redner haben wir aber noch, zunächst 
für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN die 
Abgeordnete Silke Backsen.

Silke Backsen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! „Camping in Schleswig-Holstein 
stärken – Kleinstcampingplätze wieder möglich 
machen“ – so lautet der Titel des vorliegenden 
Antrags. Bei den Kleinstcampingplätzen oder auch 
Fünferstellplätzen handelt es sich um Plätze mit bis 
zu fünf Zelten, Wohnwagen oder Wohnmobilen. Ich 
will einfach mal ein bisschen Fakten auf den Tisch 
holen. Diese Plätze sind seit 1982 genehmigungs-
fähig, aber es handelt sich dabei immer um eine 
befristete Ausnahme. Es hat sich auch immer um 
diese gehandelt. Denn grundsätzlich gilt: Gecampt 
werden darf nur auf dafür zugelassenen Camping-
plätzen.

Das Campen außerhalb von Campingplätzen ist 
trotzdem möglich. Ich möchte das hier auch noch 
einmal darstellen, da das Landesnaturschutzgesetz 
nämlich hier diverse Ausnahmen vorsieht. Gemein-
den, die Kommunen, also wir alle, können zum 
Beispiel Folgendes genehmigen: Zeltlager im Rah-
men von Jugend-, Sport- oder ähnlichen Veranstal-
tungen für kurze Zeit und außerhalb von geschlos-
senen Ortschaften. Nicht motorisierte Wanderer 
können außerhalb von Campingplätzen eine Nacht 
zelten. Das Campen auf Grundstücken, die zum 
engeren Wohnbereich gehören, ist ebenso einge-
schlossen wie das Zelten und Aufstellen von Wohn-
mobilen – wir haben es schon gehört – für Gruppen 
bis zu 35 Personen und einen Zeitraum bis zu sechs 
Monaten. Damit sind zum Beispiel Schulausflüge, 
Vereinsausflüge oder Chorfreizeiten gemeint.

2020 wurde dem damaligen MELUND bekannt, 
dass es in den davorliegenden Jahren fehlerhafte 
oder vielleicht auch fantasiereiche Genehmigungen 
durch die unteren Baubehörden gegeben hat. Das 
waren dann die Kleinstcampingplätze außerhalb 
von Campingplätzen. Es gab daraufhin eine Verein-
barung von drei Ministerien, des damaligen Innen-, 
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Wirtschafts- und Umweltministeriums, die im Fe-
bruar 2021 einen Erlass veröffentlicht und damit 
die Rechtslage eindeutig geklärt haben.
Ich möchte aus unserer Sicht darstellen, dass Cam-
ping eine sehr beliebte Urlaubsform ist und ich 
es mir bildlich vorstellen kann, was meine Kolle-
gin gerade beschrieben hat. Das bestreitet auch nie-
mand hier im Raum. Der Campingtourismus stellt 
in Schleswig-Holstein ein wesentliches Standbein 
des gesamten Tourismus dar.
In der Coronapandemie führte das aber ab 2020 
dazu, dass sich sehr viele Menschen für einen Cam-
pingurlaub in Deutschland entschieden, auch weil 
man beim Campen die vorgeschriebenen Abstände 
sehr gut einhalten konnte und nicht ins Ausland 
reisen durfte.

(Dr. Bernd Buchholz [FDP]: Das war doch 
sehr schön, Frau Kollegin!)

Die fälschlicherweise genehmigten Campingplätze 
wurden während der Coronapandemie dann auch 
richtigerweise geduldet.

(Dr. Bernd Buchholz [FDP]: So ist es!)
Ich möchte jetzt einmal kurz festhalten, wo wir 
stehen und was es aktuell gibt. Eine Gemeinde 
kann den Bebauungsplan über eine Bauleitplanung 
ändern und Gebiete für Camping ausweisen,

(Annabell Krämer [FDP]: Bürokratie bis zum 
Anschlag!)

ganz unabhängig davon, ob dort fünf oder zehn 
Plätze entstehen sollen. Mit der entsprechenden 
Zweckbestimmung im Flächennutzungsplan ist 
dann auch eine Sonderbaufläche beziehungsweise 
ein Sondergebiet auszuweisen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Auch ein landwirtschaftlicher Betrieb, ein Hof – ich 
komme selbst von einem Hof – kann über einen 
Bauantrag eine Nebennutzung beantragen.

(Annabell Krämer [FDP]: Noch ein Bauan-
trag!)

Frau Krämer, diese Nutzung darf aber, wie der Na-
me schon sagt, nur eine Nebennutzung sein – der 
Schwerpunkt liegt auf diesem Wort –, die Haupt-
nutzung muss der landwirtschaftliche Betrieb blei-
ben.

(Annabell Krämer [FDP]: Fünf Stellplätze!)
Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich habe es fast 
vorhersehen können, einige werden jetzt sagen: Oh 
Gott, einen Bauantrag zu stellen, ist furchtbar auf-

wendig, und für Campingplätze gilt nicht einmal 
das vereinfachte Baugenehmigungsverfahren. Dar-
auf ist noch niemand eingegangen.

(Zurufe Dr. Bernd Buchholz [FDP] und An-
nabell Krämer [FDP])

Das stimmt, aber bei Kleinstcampingplätzen wer-
den im Baugenehmigungsverfahren keine konkre-
ten materiellen Anforderungen gestellt, weil die 
Campingverordnung keine Anwendung findet und 
auch in der Landesbauordnung keine Anforderun-
gen gestellt werden. Denn die Anforderungen der 
Landesbauordnung setzen regelmäßig voraus, dass 
ein Gebäude errichtet wird.

Deswegen unterscheidet sich aus meiner Sicht das 
normale Verfahren nach § 64 Landesbauordnung 
bei Kleinstcampingplätzen nicht von dem verein-
fachten Verfahren nach § 63 Landesbauordnung.

(Annabell Krämer [FDP]: Wozu brauchen 
wir das?)

Entbürokratisierung ist derzeit das Gebot der Stun-
de. Deswegen haben wir die Landesbauordnung 
erst im letzten Jahr novelliert, mit dem Ziel der 
Vereinfachung und Beschleunigung. Wir sollten aus 
meiner Sicht erst einmal abwarten, welche Effekte 
sich ergeben, bevor wir uns an eine weitere Novel-
lierung der Landesbauordnung machen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Deshalb werden die weiteren Beratungen im Aus-
schuss – mein Kollege hat es gerade gesagt – aus 
meiner Sicht sehr interessant, weil es wirklich sehr 
unterschiedliche Ansichten in diesem Land gibt, 
auch in der Tourismusbranche und der Tourismus-
wirtschaft. Wir werden mit den verschiedenen Ak-
teuren ins Gespräch kommen. Bei einer zukünftigen 
Novellierung der Landesbauordnung könnten die-
se Punkte berücksichtigt werden. Bis dahin könn-
te man die Landesregierung bitten, dass die unte-
ren Baubehörden angewiesen oder gebeten werden, 
sich an schlanke Verfahren zu halten.

Präsidentin Kristina Herbst: 
Frau Abgeordnete, gestatten Sie eine Zwischenfra-
ge oder Anmerkung der Abgeordneten Krämer?

Silke Backsen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Nein, ich bin nämlich jetzt fertig. – Aus meiner 
Sicht ist extrem wichtig, dass Bürokratieabbau 
nicht immer ausschließlich bedeutet, dass weniger 
Natur- und Umweltbelange berücksichtigt werden.
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Ich freue mich auf die weiteren Beratungen und 
wünsche allen ein schönes Wochenende. – Vielen 
Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
vereinzelt CDU)

Präsidentin Kristina Herbst: 
Für die SPD-Fraktion hat der Abgeordnete Thomas 
Hölck das Wort.

Thomas Hölck [SPD]: 
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Frau Kollegin Krämer, wozu dieser Antrag eigent-
lich? Die Frage um die Kleinstcampingplätze ist 
doch längst befriedet worden, und ich finde es 
falsch, dass wir die Gräben wieder aufreißen und 
die Diskussion von Neuem beginnen.

(Beifall SPD – Zuruf Annabell Krämer 
[FDP])

Schleswig-Holstein ist ein erfolgreiches Tourismus-
land. Was der Hamburger Hafen für Hamburg ist, 
ist der Tourismus für Schleswig-Holstein: Motor für 
Wohlstand, Arbeitsplätze, Einkommen und Lebens-
qualität. 2024 war für den Tourismus in Schleswig-
Holstein ein echtes Rekordjahr. Touristen haben so 
viele Übernachtungen gebucht wie nie zuvor.
Ich möchte das einmal zum Anlass nehmen, den 
Arbeitnehmerinnen, den Arbeitnehmern, den Unter-
nehmerinnen und Unternehmern, die in der Touris-
musbranche tätig sind, für ihren großartigen Einsatz 
und für das Ergebnis zu danken.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und Peer Knöfler [CDU])

Das bedeutet, dass unser Produkt in allen sei-
nen Facetten grundsätzlich sehr gut ist. Die Liste 
der bestbewerteten Campingplätze führt Schleswig-
Holstein nach einer Bewertung des ADAC-Cam-
pingportals PiNCAMP an. Danach gelten sechs 
Campingplätze in Schleswig-Holstein als sechs der 
besten Campingplätze bundesweit. Wird ein Cam-
pingplatz mit fünf Sternen bewertet, wird dieser 
Platz mit dem Prädikat „Superplatz“ ausgezeich-
net. Beurteilt werden in diesem Ranking die Berei-
che Sanitärausstattung, Platzgelände, Versorgung, 
Freizeitangebote und Bademöglichkeiten. Hier gute 
Standards anzubieten, ist die Grundlage für den Er-
folg.

(Unruhe)
Die Frage ist doch: Brauchen wir bei diesem Erfolg 
die sogenannten Fünferstellplätze? Brauchen wir 

noch Kleinstcampingplätze? Brauchen wir dieses 
Angebot überhaupt?

Wenn man sich dafür entscheiden sollte, muss doch 
klar sein: Die Rahmenbedingungen, die Standards 
der erfolgreichen Campingplätze müssen die Mess-
latte sein und für alle gelten.

(Beifall SPD)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, einen Zweiklas-
sen-, einen Zweistandards-Campingtourismus darf 
es bei uns nicht geben.

Fest steht – das wurde schon gesagt –: Eine Cam-
pingnutzung ist baurechtlich grundsätzlich nur auf 
dafür vorgesehenen Flächen zulässig. Das ist wich-
tig und richtig so, und es gibt auch Alternativen, 
zum Beispiel ist das „Landvergnügen“ eine wun-
derbare Idee.

(Beifall SPD)

Dort wird eine sinnvolle Alternative geboten, Be-
sitzerinnen und Besitzern von Wohnmobilen die 
Übernachtung da zu erlauben, wo eine Direktver-
marktung stattfindet, um die Produkte, die dort an-
geboten werden, zu erwerben oder zu verköstigen 
und die Gastfreundlichkeit des Direktvermarkters 
zu nutzen. Ich finde das gut, weil damit die Di-
rektvermarktung und Produktion von alternativen, 
hochwertigen Lebensmitteln erhöht wird. Das ist 
gut für unsere erfolgreiche Gastronomie vor Ort.

Ob Kleinstcampingplätze den Ansprüchen der Tou-
rismusbranche gerecht werden, wage ich zu be-
zweifeln.

(Annabell Krämer [FDP]: Können wir das 
die Menschen nicht selbst entscheiden las-
sen? – Anhaltende Unruhe)

Der Erfolg unseres Tourismus ist vereinzelt bereits 
an seine Grenzen gestoßen. In einigen Orten ist das 
Limit erreicht. Wir laufen in einigen Destinationen 
Gefahr, bei der einheimischen Bevölkerung die Ak-
zeptanz für den Tourismus zu verlieren.

(Annabell Krämer [FDP]: Durch Kleinstcam-
pingplätze?)

Wir können nicht überall die Gästezahlen steigern 
und den Tourismus weiter ausbauen. Verkehrspro-
bleme und unbezahlbarer Wohnraum stören die 
Menschen und führen zu Frust. – Frau Kollegin 
Krämer, Sie mögen da lachen; vielleicht sollten Sie 
sich einmal bei den Menschen in einigen Orten an 
der Ost- und Nordseeküste informieren.

(Annabell Krämer [FDP]: Im Binnenland!)
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Ohne Akzeptanz vor Ort wird der Tourismus nicht 
erfolgreich sein.

(Vereinzelter Beifall SPD und Beifall Eka 
von Kalben [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Deshalb müssen wir darauf achten, welche Signa-
le wir aussenden. Wir können nicht immer weiter 
auf Wachstum setzen, sondern müssen vielmehr 
verstärkt auf Qualität im Tourismus achten und uns 
um die Gästezufriedenheit kümmern. Das ist auch 
die Grundlage der neuen Tourismusstrategie, die 
der ehemalige Wirtschaftsminister Bernd Buchholz 
mit erarbeitet und unterzeichnet hat. Dabei geraten 
die Ansprüche an Nachhaltigkeit und Naturverträg-
lichkeit immer mehr in den Fokus der Gäste.

Frau Kollegin Krämer, daher habe ich Zweifel, 
ob Ihr Antrag tatsächlich im Sinne der weiterent-
wickelten Tourismusstrategie 2030 ist. Eine unge-
steuerte Genehmigung von Kleinststellplätzen ist 
keine intelligente Ansiedlungsstrategie und keine 
vernünftige Steuerung.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, trotz des Rekord-
jahres 2024 muss man wissen, wenn man sich die 
Zahlen genauer anguckt: Wir haben einen Rück-
gang bei den Übernachtungszahlen bei den Cam-
pingplätzen. Da stellt sich die Frage, ob es sinnvoll 
ist, das Angebot zu erhöhen, statt die vorhandenen 
Strukturen zu stärken.

Insofern geht Ihr Antrag in die falsche Richtung. 
Ich bin gerne bereit, das Thema im Ausschuss wei-
ter zu diskutieren, aber ich bin nicht von Ihrem 
Antrag überzeugt. – Danke schön.

(Beifall SPD)

Präsidentin Kristina Herbst: 
Für die SSW-Fraktion hat die Abgeordnete Sybilla 
Nitsch das Wort.

(Zurufe)

Sybilla Nitsch [SSW]: 
Geehrte Präsidentin! Liebe Kolleginnen, liebe Kol-
legen! Ostern steht vor der Tür, also auch die Feri-
en. Ich bin mir sicher, wenn ich jetzt die Abfrage 
starten würde, wer einen Campingurlaub geplant 
hat, würden hier vielleicht einige Hände in die Hö-
he gehen.

(Dr. Heiner Garg [FDP]: Also meine nicht! – 
Weiterer Zuruf: Frag doch mal! – Vereinzelte 
Heiterkeit)

Camping ist unglaublich beliebt und hat in den 
Coronajahren einen wahren Höhenflug erlebt. Vor 
zwei Jahren wurden rund 42,3 Millionen Gäste-
übernachtungen auf Campingplätzen in der Bundes-
republik gezählt, so viele wie noch nie.

(Unruhe – Glocke Präsidentin)
Ähnlich wie das Campen generell ist dabei Schles-
wig-Holstein sehr beliebt und wird häufig als Ur-
laubsdestination angesteuert. Das belegen die Bu-
chungszahlen eindeutig. Darüber hinaus hat eine 
Forschungsgemeinschaft kürzlich Schleswig-Hol-
stein als beliebtestes Urlaubsland in der Bundesre-
publik ausgemacht. Das ist tatsächlich bemerkens-
wert. Aber eine Sache ist noch bemerkenswerter, 
nämlich, dass Schleswig-Holstein bei der Gästezu-
friedenheit auf Platz eins liegt. Das Schönste dabei 
ist: Wir haben die Bayern überholt.

(Zurufe – Beifall Christian Dirschauer 
[SSW])

– Da kann man gut mal klatschen.
Im vorliegenden Antrag soll es um eine spezielle 
Form des Campens gehen, beziehungsweise um ei-
ne besondere Form der Campingplätze, nämlich so-
genannte Kleinstcampingplätze. Das sind Camping-
plätze mit bis zu fünf Stellplätzen. Daran erkennt 
man schon den Unterschied zu den ganz normalen 
Campingplätzen, von denen zum Beispiel der Kol-
lege Hölck gesprochen hat. Denn hier spielt die 
Vermietung von Stellplätzen nur eine Nebenrolle. 
Das betrifft dann nämlich häufig landwirtschaftli-
che Betriebe oder ehemalige Betriebe – schlichtweg 
Menschen mit Raum und Platz für Camper. Schles-
wig-Holstein war in Zeiten des Lockdowns eines 
der ersten Länder, das ein wenig Tourismus erlaubt 
hat.

(Beifall FDP und SSW)
Dazu gehörte auch die Form des Campings. Wir 
haben schon viel in den Vorträgen, die hier zum 
Landesnaturschutzgesetz gehalten worden sind, da-
von gehört: Da konnte man es auch schon früher 
beantragen. Dieser Erlass, der in der Coronazeit 
aufgelegt wurde, war dann ab 2023 nicht verlängert 
worden. So viel zur Vorgeschichte.
Natürlich gibt es einige Faktoren zu betrachten. Die 
sind im Antrag genannt: Natur- und Umweltschutz, 
insbesondere auch Sanitäranlagen. Dafür muss es 
eine Infrastruktur geben. Denn es macht schon ei-
nen Unterschied, ob dann zeitweise zehn oder 15 
Personen kurzfristig dazukommen. Da muss man 
mit den Kommunen ins Gespräch kommen, wie das 
dann insgesamt von der Infrastruktur zu lösen ist. 
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Pragmatische Lösungen sind für uns hier immer 
klar im Vorteil. Es wurde auch schon genannt, dass 
wir dann halt drauf schauen müssen, dass der riesi-
ge Bürokratieanteil dementsprechend gelöst wird. 
Denn sonst würde kaum jemand so einen Stellplatz 
anbieten. Auch Mindeststandards für die Ausstat-
tung dieser Campingplätze sind durchaus Gegen-
stand der Debatte. Das haben wir auch gestern 
Abend mit den Touristikern besprochen. Das sind 
halt Fragestellungen, bei denen wir sagen müssen, 
hier brauchen wir eine Handhabung. Das kann man 
gut im Ausschuss diskutieren.

Auch das Marketing muss von Anfang an mitge-
dacht werden, weil – wir sprachen vorhin schon 
darüber – es bestimmte Zielgruppen gibt. Es gibt 
eine bestimmte Zielgruppe, die diese Kleinstcam-
pingplätze durchaus bevorzugt und nicht an den 
überfüllten Destinationen stehen möchte. Von daher 
ist das schon ein Angebot, das wir im Tourismus-
marketing durchaus mit betrachten können.

(Beifall SSW und FDP)

Grundsätzlich befürworten wir den Vorschlag, 
Kleinstcampingplätze bei uns im Land zu etablie-
ren. Das bietet viele Vorteile für uns im Norden. 
Eine solche Möglichkeit kann nämlich auch helfen, 
den Tourismus zu entzerren.

(Beifall FDP und Jette Waldinger-Thiering 
[SSW] – Annabell Krämer [FDP]: Genau!)

Overtourism hat man nicht nur am Mittelmeer, son-
dern gerade auch bei uns hier an den Küstenorten. 
Bei überfüllten Campingplätzen kann man nicht da-
von sprechen, dass Camping eine Urlaubsromantik 
hat. Von daher ist das schon eine sehr gute Ergän-
zung für Leute, die bei uns Urlaub machen wollen 
und es vielleicht ein bisschen ruhiger lieben.

Eine andere Sache spielt auch eine Rolle: Es ist 
eine preisgünstige Form des Urlaubmachens. Das 
ist für viele Leute ein Punkt. Es wäre zum Beispiel 
schön, daran zu denken, dass es Leute gibt, die mit 
dem Fahrrad unterwegs sind, ihr Zelt im Gepäck 
haben oder auch mit dem Kleinbus anreisen und 
dann den Vorteil hätten, solche Plätze nutzen zu 
können. Gerade weil das eine Urlaubsform ist, die 
nicht viel Geld kostet, sollte man hier ein bisschen 
pragmatischer und sachgemäß an die Sache range-
hen, denn es ist eine gute Ergänzung. Das ist in 
einer touristischen Planung nicht von der Hand zu 
weisen.

Jetzt wurde noch einmal die Tourismusstrategie ge-
nannt. Da muss ich sagen: Kleinstcampingplätze 

fallen ganz klar in alle möglichen Nachhaltigkeits-
raster.

(Beifall Annabell Krämer [FDP])

Nachhaltigkeit ist im Tourismus eine Querschnitts-
aufgabe. Von daher ist das hier alles gar kein Pro-
blem. – Danke.

(Beifall SSW und FDP – Zuruf Sandra Red-
mann [SPD])

Präsidentin Kristina Herbst: 
Zu einem Kurzbeitrag hat die Abgeordnete Anna-
bell Krämer das Wort.

(Zuruf Sandra Redmann [SPD])

– Möchten Sie auch einen Kurzbeitrag halten, Frau 
Abgeordnete?

Annabell Krämer [FDP]: 
Werte Frau Präsidentin! Liebe Kollegen! Ich hätte 
Ihnen gerne den Kurzbeitrag erspart, aber die Kol-
legin Backsen hat leider keine Zwischenfrage oder 
Anmerkung zugelassen.

Wir müssen die Landesbauordnung nicht ändern. 
Wir müssen einfach nur den unsäglichen § 27 des 
Landesnaturschutzgesetzes wieder ändern.

(Zurufe: 37!)

– § 37 des Landesnaturschutzgesetzes. Wir wollen 
die Kirche mal im Dorf lassen. Wenn ich allein 
überlege, wie oft in Ihrer Rede, Frau Backsen, die 
Begriffe „Bauleitplanung“, „Bauantrag“ und sonsti-
ges kamen:

(Silke Backsen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Einmal!)

Genau das wollen wir gerade nicht.

Kollege Hölck, wir wollen ja ganz andere Zielgrup-
pen ansprechen. Ich bin ehrlich gesagt ein bisschen 
erschreckt, wenn Sie zu mir sagen, wir haben Über-
füllung, wir haben Akzeptanzprobleme im Touris-
mus, wir haben überfüllte Destinationen an der Ost-
see und an der Nordsee. Ich habe die ganze Zeit 
über die Stärkung des Binnenlandtourismus gespro-
chen. Ich habe das Gefühl, Sie haben mir überhaupt 
nicht zugehört. Ich finde es ein bisschen schade, 
dass die Sozialdemokratie hier den Touristen den 
für sie angepassten Urlaub oktroyieren möchte.

(Unruhe SPD – Zuruf Eka von Kalben 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])
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Warum wollen wir nicht einfach mal unsere An-
gebotspalette erweitern, um den Tourismus zu stär-
ken? Erzählen Sie doch mal dem Segler, dass er 
seinen Urlaub gefälligst auf der AIDA machen soll. 
Was meinen Sie, was der Ihnen erzählen wird?

Jemand, der auf dem Kleinstcampingplatz Urlaub 
machen möchte, ist ein ganz anderer Tourist als 
jemand, der einen festen Platz auf dem Großcam-
pingplatz an der Ostsee oder an der Nordsee hat.

(Beifall FDP)

Das sind Familien, die einen nachhaltigen Bauern-
hofurlaub machen oder die mal zwei Tage hier sein 
wollen, und die sich vielleicht auch für Flüsse, Se-
en, Wälder und Sonstiges interessieren.

(Zuruf Sandra Redmann [SPD])

– Frau Redmann, beruhigen Sie sich bitte. Es ist 
wirklich so. Ich habe Ihnen doch die Erlebnisbe-
richte vorgelegt. Es gibt doch diverse Bundesländer 
– nahezu in allen neuen Bundesländern ist es mög-
lich, in Baden-Württemberg, in Bayern –, die alle 
fantastische Erfahrungen damit haben.

Wir stärken damit auch ganz nebenbei, was uns 
immer wichtig war, unsere Landgasthöfe, die viel-
leicht ein bisschen weit ab vom Schuss liegen.

(Zuruf Sandra Redmann [SPD])

Denn wenn die Menschen dort auch übernachten 
und Schleswig-Holstein auf diesem Weg erleben 
können, dann ist das eine wunderbare Ergänzung 
des Tourismus. Die Kollegin Nitsch hat es ja ganz 
deutlich gesagt: Das passt genau in unsere Touris-
musstrategie.

(Anhaltende Unruhe SPD)

– Es ist unglaublich schwer bei dieser akustischen 
Lautstärke, aber ich schrei einfach mal weiter ge-
gen an.

Präsidentin Kristina Herbst: 
Schenken Sie bitte die Aufmerksamkeit noch ein-
mal der Abgeordneten.

Annabell Krämer [FDP]: 
Es ist eine Erweiterung der Produktpalette. Ich fin-
de es, ehrlich gesagt, ein bisschen anmaßend, wenn 
man dem Camper vorschreiben müsste, in welcher 
Art und Weise er seinen Campingurlaub zu verbrin-
gen hat. Gerade wie die Kollegin Nitsch auch sagte: 
Es ist preiswert, es ist etwas für Familien, die viel-
leicht aus der Großstadt kommen und ihren Kindern 

das Leben auf dem Land nahebringen möchten und 
die vielleicht einfach mal fern von dem lauten,

(Zuruf Sandra Redmann [SPD])

etwas beengten Campingurlaub auf Großcamping-
plätzen in der Natur Urlaub machen möchten. 
Überdenken Sie Ihre Einstellung. – Vielen Dank.

(Beifall FDP und SSW – Unruhe Sandra 
Redmann [SPD])

Präsidentin Kristina Herbst: 
Zu einem weiteren Kurzbeitrag,

(Zuruf Sandra Redmann [SPD])

– Frau Abgeordnete Redmann – hat jetzt Ihr Kolle-
ge, der Abgeordnete Thomas Hölck, das Wort.

(Zuruf Sandra Redmann [SPD])

– Frau Abgeordnete Redmann! Ihr Kollege, Herr 
Hölck, hat jetzt das Wort.

Thomas Hölck [SPD]: 
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Frau Kollegin Krämer, irgendwie habe ich den 
Eindruck, Sie verwechseln wildes Campen, Wild-
Camping, mit gesetzlich gesteuertem Camping. Das 
geht nicht.

(Beifall SPD und vereinzelt BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Ich habe es versucht zu erklären: Das, was die Tou-
rismusstrategie eigentlich will und aussagt, passt 
damit nicht zusammen. Deshalb finde ich Ihr An-
sinnen einfach nicht richtig.

Wenn Sie sagen: „Ja, gut, im Binnenland ist es 
durchaus sinnvoll und richtig“, dann kann man viel-
leicht zu diesem Ergebnis kommen. Aber wenn Sie 
§ 37 des Landesnaturschutzgesetzes ändern, dann 
gilt dies für das ganze Land und nicht nur für das 
Binnenland. Das heißt nämlich, dass auch da, wo 
wir schon viel Tourismus haben, weiterhin diese 
Kleinstcampingplätze genehmigt werden können.

(Zuruf Christopher Vogt [FDP] – Unruhe)

Es wird nicht, wie es die Kollegin Nitsch gesagt 
hat, zu einer Entzerrung führen. Bei diesem schö-
nen Wetter heute, oder auch im Sommer, wenn das 
Wetter schön ist, sieht man: Die Leute fahren an die 
Ostsee- und die Nordseeküste, und ihnen ist es egal, 
ob es da voll ist oder nicht – weil sie eben baden 
wollen, weil sie das Meer brauchen, weil sie das als 
Mehrwert sehen.
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(Christopher Vogt [FDP]: Wenn das also so-
wieso keiner macht, kann man das doch auch 
erlauben!)

Es werden also auch in diesen Bereichen Kleinst-
campingplätze entstehen, was die Situation noch 
verschärfen wird.

(Annabell Krämer [FDP]: Ihre Rede wird 
nicht besser, Herr Kollege!)

Insofern lassen Sie uns im Ausschuss gern noch 
einmal in Ruhe darüber reden. Aber Ihr Ansatz, 
Frau Krämer, überall, wo es möglich ist, zu cam-
pen, kann nicht im Sinne der Tourismusstrategie 
sein und auch nicht im Sinne des Umwelt- und 
Naturschutzes. – Herzlichen Dank.

(Beifall SPD – Christopher Vogt [FDP]: Sie 
haben Angst vor Frau Redmann! – Weitere 
Zurufe)

Präsidentin Kristina Herbst: 
Wenn sich die Gemüter wieder beruhigt haben, 
würde ich ganz gern – –

(Unruhe und Heiterkeit)
– Verehrte Kolleginnen und Kollegen, wir haben 
noch die Landesregierung, die auch ganz gern zu 
diesem Thema reden möchte. Dementsprechend 
erteile ich das Wort dem Minister Tobias Gold-
schmidt.

(Dr. Heiner Garg [FDP]: Der Obercamper! – 
Heiterkeit – Unruhe)

Tobias Goldschmidt, Minister für Energiewende, 
Klimaschutz, Umwelt und Natur: 
Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren Abgeordneten! Ich habe gerade vielleicht 
ein bisschen verkniffen geguckt, Frau Krämer. Das 
lag aber nicht am Thema – denn auch mich ent-
spannt der Gedanke ans Campen. Ich habe meine 
Jugend in Zeltlagern verbracht

(Thomas Hölck [SPD]: Lange her!)
und bin auch heute gern mit Fahrrad und Zelt unter-
wegs; das finde ich richtig toll.
Camping ist in Schleswig-Holstein eine erfolgrei-
che Sache. 22.000 solcher Plätze sind in Schleswig-
Holstein vorhanden – und das, obwohl im Landes-
naturschutzgesetz steht, dass man nur auf Camping-
plätzen campen darf. Das Landesnaturschutzgesetz 
nimmt aber auch Rücksicht auf Menschen wie 
mich, die gerne in Zeltlager gefahren sind. Es gibt 
seit Jahrzehnten die Möglichkeit, solche Zeltlager 

durchzuführen. Da ging es dann lange um die Zahl 
von fünf Zelten und 25 Personen; das war jahrzehn-
telang geübte Praxis.

2016 hat man gesagt, aufgrund veränderter Lebens-
gewohnheiten passt man das Gesetz ein Stück weit 
an. Man hat nämlich festgestellt, dass bei diesen 
Jugendzeltlagern inzwischen gerne einzelne Zelte 
mitgebracht werden statt der großen Zelte, wie es 
sie gab, als ich früher ins Zeltlager gefahren bin. 
Deswegen hat man von der Fünf-Zelte-Regelung 
Abstand genommen und hat auf die Zahl der Perso-
nen abgestellt. Die Gruppe durfte nun 35 Personen 
umfassen; man hat also von 25 auf 35 Personen 
erweitert.

(Zuruf Tobias Koch [CDU])

Diese Regelung ist von einigen Gemeinden anders 
verstanden oder anders ausgelegt worden; also sind 
wilde Kleinstcampingplätze entstanden.

Wir haben 2022 davon Kenntnis erlangt – –

(Unruhe)

Präsidentin Kristina Herbst: 
Wollen wir dem Minister noch einmal die nötige 
Aufmerksamkeit schenken? – Vielen Dank.

Tobias Goldschmidt, Minister für Energiewende, 
Klimaschutz, Umwelt und Natur: 
Wir haben 2022 davon Kenntnis erlangt, haben 
das ein Stück weit weiter in einem gemeinsamen 
Erlass von Innenministerium, Umweltministerium 
und Tourismusministerium geduldet und haben ge-
sagt: Die Situation, die entstanden ist, kann und 
sollte legalisiert werden.

Dafür gibt es drei verschiedene Wege. Eine Mög-
lichkeit ist die Änderung der Bauleitplanung. Dies 
ist – so habe ich es verstanden – nicht gewollt. Die 
Regelung im Landesnaturschutzgesetz allein kann 
es aber auch nicht sein; dies ist trotzdem erforder-
lich, und zwar aus dem Baurecht abgeleitet.

Der nächste Weg – von diesem ist hier viel gespro-
chen worden – ist der über Urlaub auf dem Bauern-
hof. Urlaub auf dem Bauernhof mit Camping ist 
möglich; da ist dann ein Bauantrag erforderlich. Ich 
habe mit dem Innenministerium besprochen, dass 
das Innenministerium gegenüber den zuständigen 
Bauordnungsbehörden noch einmal deutlich macht, 
dass das sehr, sehr schlank ablaufen kann.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
vereinzelt CDU – Zuruf: Toll!)
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Und dann könnte man schließlich darüber nachden-
ken, die Campingverordnung zu verändern; auch 
das wäre aus meiner Sicht als Naturschutzminister 
ein Weg, der gegangen werden könnte.

Ich glaube, über all das kann im Ausschuss gespro-
chen werden. Klar ist: Bezüglich der Artenvielfalt 
gibt es sehr große Probleme. Wir verlieren 150 Ar-
ten weltweit pro Tag, und zwar unwiederbringlich – 
aber das hat sicherlich nichts mit Camping zu tun.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
FDP – Zurufe FDP: Oh!)

Mit diesen versöhnlichen Worten möchte ich Sie 
nun ins Wochenende entlassen. – Vielen Dank.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Präsidentin Kristina Herbst: 
Ich tue das noch nicht; ein bisschen haben wir noch 
vor uns, bevor wir ins Wochenende gehen können. 
Ich schließe jetzt aber zunächst die Beratung, weil 
ich keine weiteren Wortmeldungen sehe.

Es ist Ausschussüberweisung beantragt worden, 
und zwar federführend an den Wirtschafts- und 
Digitalausschuss und mitberatend an den Innen- 
und Rechtsausschuss. Wer bezüglich des Antrags 
20/3040 so verfahren will, den bitte ich um das 
Handzeichen. – Das ist einstimmig. Dann wird das 
im Ausschuss weiterberaten. Herzlichen Dank.

Ich rufe nun Tagesordnungspunkt 3 auf:

(Unruhe)

– Wir sind in der Zweiten Lesung eines Gesetzes; 
es wäre schön, wenn wir das noch durchziehen 
könnten. Danke sehr.

Zweite Lesung des Entwurfs eines Gesetzes zur 
Auflösung der Staatlichen Arbeitsschutzbehör-
den bei der Unfallkasse Nord, zur Übertragung 
des Personals für den Vollzug des staatlichen 
Arbeitsschutzes auf das Landesamt für Arbeits-
schutz, Soziales und Gesundheit und zur Ände-
rung der Behördenbezeichnung des Landesam-
tes für soziale Dienste Schleswig-Holstein

Gesetzentwurf der Landesregierung
Drucksache 20/2954

Bericht und Beschlussempfehlung des Sozialaus-
schusses
Drucksache 20/3060

Ich erteile das Wort der Berichterstatterin des So-
zialausschusses, der Abgeordneten Katja Rathje-
Hoffmann.

Katja Rathje-Hoffmann [CDU]: 
Frau Präsidentin, ich verweise auf die Vorlage.

Präsidentin Kristina Herbst: 
Herzlichen Dank, Frau Berichterstatterin. – Eine 
Aussprache ist nicht vorgesehen. Ich lasse also nun 
über den Gesetzentwurf Drucksache 20/2954 in der 
vom Ausschuss empfohlenen Fassung abstimmen. 
Wer dem zustimmen will, den bitte ich um das 
Handzeichen. – Das sind die Fraktionen von CDU, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, FDP und SSW. Ge-
genstimmen? – Enthaltungen? – Bei Enthaltung der 
SPD-Fraktion ist der Gesetzentwurf somit beschlos-
sen.

Ich rufe dann Tagesordnungspunkt 29 auf:

Weiterentwicklung der Biogasnutzung und des 
Biogas-Pakets zur Sicherung einer nachhaltigen 
Energieversorgung in Schleswig-Holstein

Antrag der Fraktionen von CDU und BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN
Drucksache 20/3049

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? – Das 
ist nicht der Fall.

Entgegen der Mitteilung am Mittwoch, dass dieser 
Punkt von der Tagesordnung abgesetzt werden soll, 
haben sich die Fraktionen geeinigt, diesen Punkt 
heute ohne Aussprache aufzurufen. – Ich höre kei-
nen Widerspruch; dann verfahren wir so.

Wer dem Antrag Drucksache 20/3049 in der Sache 
zustimmen will, den bitte ich um das Handzeichen. 
– Das sind die Fraktionen von CDU, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN, SPD und SSW. Gegenstimmen? – 
Enthaltungen? – Bei Enthaltung der FDP-Fraktion 
ist der Antrag damit beschlossen.

Wir kommen nunmehr zur Abstimmung über die 
Sammeldrucksache:

Sammeldrucksache über Vorlagen gemäß § 63 
Absatz 1 a der Geschäftsordnung des Schleswig-
Holsteinischen Landtags

Drucksache 20/3090

Die Voten zu den einzelnen Tagesordnungspunkten 
für eine Gesamtabstimmung nach § 63 Absatz 1a 
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der Geschäftsordnung entnehmen Sie bitte der Ih-
nen vorliegenden Drucksache 20/3090. Vorausset-
zung für die Abstimmung insgesamt ist, dass kei-
ne Abgeordnete und kein Abgeordneter dem wider-
spricht. – Das ist offenbar nicht der Fall.
Dann kommen wir zur Abstimmung. Wer mit der 
Übernahme der Empfehlungen entsprechend der 
Sammeldrucksache 20/3090 einverstanden ist, den 
bitte ich um das Handzeichen. – Das ist einstimmig. 
Vielen Dank. Dann sind die Empfehlungen so be-
schlossen.
Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich darf Ihnen 
dann noch bekannt geben, dass der Beginn der 
nächsten Sitzung der 32. Tagung des Landtags am 
Mittwoch, 21. Mai 2025, 10 Uhr, ist.
Ich wünsche Ihnen ein wunderbar schönes Wochen-
ende und schließe die Tagung. – Herzlichen Dank.

Schluss: 12:49 Uhr
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